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Einziger Tagesordnungspunkt

Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU
und FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der kli-
magerechten Entwicklung in den Städten und
Gemeinden

BT-Drucksache 17/6076

Vorsitzender: Ich möchte Sie und Euch ganz
herzlich begrüßen zur 43. Sitzung des Aus-
schusses für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung. Wir haben heute die öffentliche Anhörung
zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der
klimagerechten Entwicklung in den Städten und
Gemeinden. Es gibt auch einen entsprechenden
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck-
sache 17/6253, der zwar Teil des Energiepakets
aber jetzt nicht formell Teil der Anhörung ist. Er
kann trotzdem sicher im Hinterkopf mit berück-
sichtigt werden. Als Sachverständige möchte ich
ganz herzlich begrüßen, in alphabetischer Rei-
henfolge: Herrn Dr. Bunzel vom Deutschen
Institut für Urbanistik, herzlich Willkommen!
Herrn Gedaschko, Präsident des Bundesver-
bands deutscher Wohnungs- und Immobilien-
unternehmen, auch herzlich Willkommen! Dr.
Kegler, Labor für Regionalplanung. Dann Dr.
Stücke vom Zentralverband der Deutschen
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümerverei-
nigung. Herrn Dr. Löhr und den Beigeordneten
Norbert Portz. Soviel ich weiß, hat man sich
geeinigt, dass Sie alle drei kommunalen Spit-
zenverbände, vertreten. Dann möchte ich noch
begrüßen, Herrn Professor Olaf Reidt von der
Rechtsanwaltskanzlei Redeker, Sellner und
Dahs und last but not least, Herrn Professor
Martin Wickel von der HafenCity Universität
Hamburg. Sie alle heiße ich herzlich Willkom-
men! Sie haben uns ja teilweise schriftliche
Stellungnahmen übermittelt. Unsere Anhörung
soll wie gewohnt stattfinden: Sie als Sachver-
ständige tragen erst einmal in alphabetischer
Reihenfolge in fünf Minuten vor. Bitte halten Sie
sich auch an die fünf Minuten, weil die Zeit drängt
und tragen Sie einfach Ihre wichtigsten Kern-
botschaften vor, die Sie uns hier noch einmal
mitgeben wollen. Die Berichterstatter, die Sie
befragen, haben Ihre schriftlichen Stellungnah-
men ja gelesen. Sie müssen deshalb nicht alles
wiederholen. Also bitte einfach die wichtigsten,
zentralen Kernbotschaften in fünf Minuten noch
einmal zusammenfassen. Wir werden mal wie-
der versuchen, das Frageverfahren dann so
durchzuführen, dass der Sie Befragende zwei
Möglichkeiten hat: Entweder eine Frage an zwei
Sachverständige oder zwei Fragen an einen
Sachverständigen. Das klappt zwar meistens

nicht, aber wir probieren es noch einmal. Viel-
leicht verständigen wir uns im Obleutegespräch
dann darauf, dass wir es anders machen. Die
Angesprochenen antworten dann direkt darauf
und darauf folgt der Berichterstatter der nächsten
Fraktion. Dann wünsche ich uns jetzt eine
spannende Anhörung. Ich hoffe, es sind alle
einverstanden, dass wir wie immer ein Wort-
protokoll erstellen. Für das Wortprotokoll ist es
ganz wichtig, dass Sie das Mikrofon, so wie sie
es jetzt bei mir sehen, zu sich heranziehen und
dann einschalten. Sie erkennen, dass es ein-
geschaltet ist, wenn es hier leuchtet. Und dann
bitte ich Sie, Herr Bunzel, einfach mit Ihrem
Vortrag zu beginnen. Danke!

Dr. Arno Bunzel (Deutsches Institut für Ur-
banistik): Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender.
Meine Damen und Herren, ich leite das Plan-
spiel, das zur Vorbereitung der geplanten Städ-
tebaurechtsnovelle in diesem Jahr in Auftrag
gegeben wurde und möchte heute darüber be-
richten, welche Einschätzungen die Planspiel-
kommunen zu dem vorliegenden Gesetzentwurf
bislang gewonnen haben. An dem Planspiel sind
Kommunen aus ganz Deutschland beteiligt;
sieben Kommunen unterschiedlicher Größen-
ordnung. Das sind die Städte Bremerhaven,
Dortmund, Landshut, Leipzig und Treuenbriet-
zen in Brandenburg, Wittmund an der Nordsee
und die kleine Gemeinde Alling in der Nähe von
München. Also ganz unterschiedliche Gemein-
den. Ein Planspiel, auf den Punkt gebracht, soll
im Praxistest erkunden, ob ein Gesetz prakti-
kabel ist und ob es funktioniert. Es soll durch die
Normanwender selbst geprüft werden. Wir ha-
ben durch das Vorziehen der Teile der geplanten
Novellierung, die sich mit dem Klimaschutz be-
schäftigen, das Planspiel etwas modifizieren
müssen, um noch rechtzeitig die Auffassung der
Planspielkommunen in das Gesetzgebungsver-
fahren einbringen zu können. Wir haben den
Gesetzentwurf daher Ende Mai mit den ge-
nannten Kommunen in einem Workshop in der
Tiefe diskutiert. Ziel war es vor allen Dingen, die
versammelte, praktische Erfahrung zu nutzen,
um zu prüfen, ob der Gesetzentwurf an sub-
stantiellen Mängeln leidet. Das Ergebnis, um das
gleich vorweg zu nehmen, ist, dass substantielle
Mängel, wenn man einmal von einem kleinen
Baustein absieht, auf den ich noch zu sprechen
kommen werde, nicht erkennbar sind. Ich ver-
weise insoweit auf das Papier, das den Frakti-
onen, den Mitgliedern des Ausschusses, auch
vorliegt. Zwischenzeitlich haben wir vier der
genannten sieben Kommunen auch noch einmal
vor Ort besucht und intensiv nachgefragt. Auch
diese Befragung hat keine neuen Erkenntnisse
dahingehend erbracht, dass es Probleme mit
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dem neuen Gesetz über den einen bereits an-
gesprochenen Punkt hinaus gibt.

Wichtigstes Ergebnis des Planspiels ist, dass mit
dem vorliegenden Gesetzentwurf die Hand-
lungsspielräume der Gemeinden in Städtebau zu
Gunsten des Klimaschutzes erweitert werden.
Hierzu gibt es von den Kommunen große Zu-
stimmung. Auch den Städten und Gemeinden ist
der Klimaschutz ein wichtiges, kommunalpoliti-
sches Anliegen und insofern ist der Gesetzent-
wurf, weil er die Umsetzung dieser Ziele be-
günstigt und erleichtert, begrüßt worden. Dies gilt
nicht nur für den Bereich, der sich mit der Bau-
leitplanung beschäftigt, also mit der Ausweisung
klimaschonender, energieeffizienter, neuer Bau-
gebiete, Gewerbegebiete, Wohngebiete oder
von Standorten für erneuerbare Energien. Es gilt
genauso für die vorgesehenen Änderungen im
Besonderen Städtebaurecht und vielleicht sogar
noch mehr in diesem Bereich, weil es hier um
Regelungen geht, die quartiersbezogene Maß-
nahmen im Siedlungsbestand ermöglichen.
Gerade in diesem Bereich sind größere Effekte
zu erwarten als beim Neubau neuer Siedlungen.
Das resultiert letztendlich aus dem banalen
Umstand, dass die Städte im Wesentlichen
gebaut sind und nur noch in geringem Umfang
erweitert werden müssen. Dementsprechend
stoßen die Vorschläge im Besonderen Städte-
baurecht, die Belange des Klimaschutzes und
der Klimaanpassung hervorzuheben, auf große
Unterstützung und zwar unabhängig von der
Frage der Förderung, weil man sich davon eine
Anstoßwirkung dahingehend verspricht, dass die
Städte darauf aufmerksam werden, etwas in dem
Bereich zu tun. Quartiersbezogene Ansätze
ermöglichen – das ergibt sich im Grunde ge-
nommen auch aus den Erläuterungen des Ge-
setzentwurfs – energetisch optimierte, aber auch
eben städtebaulich vorteilhaftere Lösungen für
energiepolitisch sinnvolle Ziele. Das wird be-
gleitet durch das Instrumentarium der städte-
baulichen Verträge. Gerade im Rahmen der
Stadterneuerung, im Stadtumbau ist der Vertrag
ein wichtiges Instrument, um auch private Ak-
teure mit Kapital und Engagement einzubezie-
hen und insofern sind die vorgesehenen Ände-
rungen im § 11 BauGB und im § 171 c BauGB
durchweg zu begrüßen. Es gibt keinen Grund,
hier Abstriche zu machen. Nun möchte ich die
vorgesehenen Änderungen im § 1 Abs. 5, § 1a
BauGB und bei den Festsetzungs- und Darstel-
lungsmöglichkeiten ansprechen: Hier besteht
große Zustimmung, vor allen Dingen deshalb,
weil der Gesetzentwurf endgültig mit der Unsi-
cherheit aufräumt, die viele Gemeinden begleitet
hat: Nämlich, dass man etwas tun kann aus
Gründen des allgemeinen, globalen Klima-
schutzes. Der Gesetzentwurf sieht jetzt vor, dass
man das tun kann. Das ist eine sehr begrü-

ßenswerte Vorschrift. Wichtig ist in diesem Zu-
sammenhang auch, darauf zu hinzuweisen und
zwar in Bezug auf die Änderung bei § 9 Abs. 1
Nr. 23 b BauGB, dass dies im Lichte des Ener-
giefachrechtes zu diskutieren ist. Die Städte
haben auch erkannt, dass man hier Modifizie-
rungen im Hinblick auf die Anforderungen des
Erneuerbaren-Energien-Wärmegesetzes vor-
nehmen kann, aber sie werden sicherlich über-
fordert sein, die energiepolitischen Vorgaben im
Regelfall zu toppen. Es geht um die nähere, an
den örtlichen Erfordernissen ausgerichtete Op-
timierung.

Jetzt komme ich zu dem Punkt, wo Kritik in ei-
nem kleinen Element geäußert worden ist. Das
betrifft die Ebene der Zulassung von Solardä-
chern im Außenbereich, § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB
der neu im Gesetz ist: Dort ist den Planspiel-
kommunen aufgefallen, dass im Gesetzentwurf
steht, dass es darauf ankommt, dass es um
Dächer auf zulässigerweise errichteten Gebäu-
den geht. Jetzt bitte ich Sie das Wort „errichten“
in den Blick zu nehmen, weil mit dem Wort „er-
richten“ sind natürlich auch Gebäude einbezo-
gen, die seit vielen Jahren leer stehen, die
brachliegen, die längst Ruinen geworden sind:
Sie sind einmal zulässig errichtet worden. Des-
halb die Empfehlung der Kommunen, um hier
auch Missbrauch entgegenzuwirken, doch an-
stelle von „zulässigerweise errichtete Gebäude“
ins Gesetz die Formulierung „zulässigerweise
genutzte Gebäude“ aufzunehmen. Das heißt,
dass nur genutzte Gebäude auch in den Genuss
dieser Privilegierung kommen.

Ich komme zum Ende. Nachträgliche Wärme-
dämmung war ein Thema und wurde begrüßt, §
248 BauGB, allerdings mit dem Hinweis darauf,
dass im Rahmen der Länderkompetenzen, die
Länder eben doch noch etwas nachbessern
müssen an der einen oder anderen Stelle. Denn
die Kommunen haben doch die Sorge, dass,
wenn es völlig und in jedem Fall genehmi-
gungsfrei gestellt wird – das ist Aufgabe der
Länder – es in Einzelfällen doch zu Problemen
kommen könnte, weil sie überhaupt nichts davon
erfahren, wenn Entwicklungen eintreten, die
etwa die baukulturellen Belange schädigen
würden. Mein Fazit: Insgesamt große Zustim-
mung zum Gesetzentwurf mit Ausnahme dieses
einen, kleinen Änderungsvorschlags mit materi-
eller rechtlicher Substanz, nämlich die Frage der
Solardächer nicht auf zulässigerweise errichte-
ten, aber auf zulässigerweise genutzten Ge-
bäuden. Dankeschön!

Vorsitzender: Dann sage ich vielen Dank. Das
waren jetzt sieben bis acht Minuten. Als nächstes
hat Herr Gedaschko das Wort. Ich möchte Ihnen
noch recht herzlich zu Ihrem neu übernommenen
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und wichtigen Amt gratulieren und ich denke, Sie
werden nicht das letzte Mal hier sein. Der Prä-
sident des GdW ist traditionell oft im Ausschuss
und ich hoffe, Sie fühlen sich hier wohl, denn Sie
werden es mit der Runde noch öfter zu tun be-
kommen.

Axel Gedaschko (GdW): Vielen Dank, Herr Dr.
Hofreiter, den Glückwunsch kann ich ja sozu-
sagen gleich an Sie zurückgeben. Sie sind zwar
schon länger dabei, aber in der Funktion als
Vorsitzender neu, also auch für Sie – sozusagen
wechselseitig – alles Gute! Zum Gesetzentwurf
selber: Sie wissen, dass gerade auch mein
Vorgänger vielfach gefordert hat, nicht nur einem
Häuserkampf zu frönen, wenn es um die ener-
getische Sanierung geht, sondern bitte eine
ganzheitliche Betrachtung zu haben und so wird
es Sie nicht wundern, dass ich genau diese
Sichtweise hier auch vertrete. Dieser Gesetz-
entwurf kommt insofern genau dem entgegen,
was die Wohnungswirtschaft tatsächlich auch
braucht. Wir brauchen, jenseits der energeti-
schen Sanierung, insbesondere wenn wir uns
auch einmal auf das gesetzgeberische Ziel fo-
kussieren, erneuerbare Energien, Kraft-Wärme-
Kopplung, auch in den Quartieren zu verankern
und das im BauGB zu verdeutlichen genau diese
ganzheitliche Betrachtung. Denn, wenn wir die
Energiewende wirklich wollen, will sich die
Wohnungswirtschaft gerne Gedanken darüber
machen, dies dann auch in den Quartieren zu
realisieren. Insofern ist es wichtig, dass dann
diese Vorhaben entsprechend auch gesetzge-
berisch abgebildet werden. Das ist hier erfolgt
und wird insofern ausdrücklich begrüßt. Was wir
ferner ausdrücklich begrüßen, ist, dass wir eine
Betrachtung der Quartiere haben, wo auch an
die im Quartier befindlichen Eigentümer ein
Angebot gemacht wird, diese Quartiere energe-
tisch zu sanieren und als Quartier insgesamt zu
betrachten. Wir haben uns genau diese Rege-
lung sehr intensiv angeguckt, ob es hier eine
verpflichtende Regelung gibt, was extrem
schwierig gewesen wäre. Weil man den Einzel-
nen schlicht und ergreifend überfordert, selbst
wenn man versucht es kompensatorisch auszu-
gleichen. Da dies aber hier nicht beabsichtigt ist,
wird es von uns ausdrücklich begrüßt, hier eine
solche Regelung einzuführen, weil sie eben
Riesenchancen bietet. Ein dritter Punkt, der ist
eben ganz kurz benannt worden: Planungs-
rechtliche Absicherung nachträglicher Däm-
mung. Hier vielleicht einfach die Frage, ob es
ausreicht, das im Baugesetzbuch zu verankern
oder ob es nicht sinnvoll ist, das gegebenenfalls
auch noch zivilrechtlich zu begleiten.

Meine Damen und Herren, abschließend viel-
leicht noch einen Hinweis: Bei allem, was hier
gemacht wird, ist extrem notwendig, dass man

jenseits der fachlichen Voraussetzungen das
Ganze dann auch fördert. Insofern sind wir beim
Bundesrat, der hierfür vorgeschlagen hat, einen
speziellen Anreiz zu setzen. Denn solche An-
reize, das wissen wir aus anderen Bereichen der
Städtebauförderung, haben eine hohe investiti-
onslenkende Wirkung. Um dieses gesetzgebe-
risch gewollte Ziel tatsächlich auch ins Werk zu
setzen, ist eben diese Begleitung durch Mittel der
Städtebauförderung sehr wichtig. Das führt mich
abschließend zu der Bitte, insgesamt die Mittel
der Städtebauförderung nicht abzusenken,
sondern, wenn möglich, zu erhöhen. Vielen
Dank.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Kegler.

Dr. Harald Kegler (Labor für Regionalpla-
nung): Herr Vorsitzender, meine Damen und
Herren Abgeordnete. Ich freue mich zunächst,
dass ich eingeladen worden bin, hier aus zwei-
erlei Perspektive eine Stellungnahme abzuge-
ben. Zum einen aus Sicht der Wissenschaft, ich
lehre an der Bauhaus-Universität in Weimar, und
zum zweiten aus der Sicht der planenden Zunft.
Ich bin seit 15 Jahren planerisch auf der Stadt-
und Regionalebene in verschiedenen Verbän-
den und Organisationen tätig. Insofern bringe ich
hier einen Blick, sowohl aus der planerischen
Praxis, wie auch aus der Forschung im natio-
nalen und internationalen Bereich ein. Aus
meiner Sicht ist zunächst einmal festzustellen –
da kann ich meinen Vorrednern nur zustimmen –
dass diese Initiative genau in die richtige Rich-
tung zielt und im Wesentlichen auch eine sehr
begrüßenswerte Aktivität ist. Die Initiative kann
geradezu auch im internationalen Sinn als bei-
spielgebend angesehen werden. Insofern Zu-
stimmung im Grundsatz. Das, was meine Vor-
redner gesagt haben, trifft zu und könnte ergänzt
werden. Ich möchte drei Punkte benennen: Das
Eine, ein grundsätzlicher Aspekt, der als Emp-
fehlung ausgesprochen werden soll, ein Zweiter,
der einen Aspekt betrifft, der an verschiedenen
Stellen im Entwurf auftaucht und der eine be-
stimmte Akzentuierung vornehmen soll und ein
Dritter, der eben die planerische Seite betrifft,
wie die entsprechenden konzeptionellen Arbei-
ten tatsächlich vorangebracht werden. Das sind
also keine Anmerkungen, die etwas grundlegend
verändern, sondern erweitern, ergänzen und
abrunden.

Das Erste: Es werden – zu Recht gleich einlei-
tend und im ersten Paragraphen – auch die zwei
Seiten, die eine klimagerechte Stadtentwicklung
betreffen, vermerkt. Das sind einmal die An-
passung an die Folgen des Klimawandels und
zum Zweiten quasi die Minderung der Ursachen,
nämlich die CO2-Reduktion in unterschiedlichen
Formen. Es fehlt ein drittes Moment: Dieses
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Moment wird in der nationalen wie internationa-
len Fachdebatte unter dem Stichwort der
Resilienz verstanden; also eine vorbeugende
Robustheit. Wenn man das mal mit der Ge-
sundheit vergleicht, dann ist das Eine, das wir die
Krankheitsfolgen bekämpfen müssen, das ist die
Anpassung. Wir müssen die Krankheitsursachen
bekämpfen, das ist also die Minderung der
CO2-Emissionen. Wir müssen uns aber selber
auch aktiv abhärten. Wir müssen vorbeugen,
gewissermaßen unsere Abwehrkräfte langfristig
stabilisieren, damit wir resilienter werden ge-
genüber Einflüssen von außen. Resilienz,
„resilient city“ wird international zunehmend zu
einem wichtigen Punkt, der uns langfristig
Nachsorgekosten in erheblichem Maße einspart
und es wäre, aus meiner Sicht, sinnvoll, diesen
dritten Aspekt – vorbeugende Robustheit – in
dem Grundsatzparagraphen 1 zu erwähnen. Er
hat schlicht und ergreifend im Augenblick keine
fiskalischen Konsequenzen, aber langfristig
deutliches Einsparungspotential hinsichtlich der
Investitionen oder auch der Reparaturen bezo-
gen auf die Folgen des Klimawandels. Das ist ja
ein sehr komplexer Aspekt. Ich empfehle also
dieses Moment mit aufzunehmen, um damit
auch im internationalen Maßstab die Vorreiter-
rolle Deutschlands zu betonen und nicht zuletzt
auch langfristig die Wettbewerbsfähigkeit und
auch die soziale Sicherheit zu stabilisieren. Was
darunter dann im Einzelnen zu verstehen ist, das
ist in Konzeptionen vor Ort zu entwickeln und
durch Planungen auf städtischer und regionaler
Ebene zu untersetzen.

Nun bin ich beim zweiten Punkt: Er betrifft die
Formulierung „dezentrale und zentrale Systeme“
in unterschiedlicher Form. Die zentralen Syste-
me als sichernde Grundlagen haben wir. Sie
sollen auch als sichernde Grundlagen bestehen
bleiben. Ich denke nur an die Elektroenergie-
netze und anderes. Es sollte aber insbesondere
die Dezentralität gefördert werden, was vor allem
die Wärmeversorgung und andere grundlegende
Ressourcen betrifft. Das heißt, hier wäre eine
schlichte Ergänzung: Insbesondere die Dezent-
ralität ist zu befördern. Gerade auf kommunaler
Ebene und im ländlichen Raum spielt das eine
ganz erhebliche Rolle. Das würde auch einen
deutlichen Schub geben für die Entwicklung
regionaler Stabilitäten. Der dritte Punkt betrifft
die Förderung von Planung: Ich war selbst be-
teiligt an dem Modellvorhaben EXWOST: Städ-
tebau, energetische Stadterneuerung. Ein sehr
erfolgreiches Projekt des Bundesamtes für
Bauwesen und Raumordnung. Hier hat sich
gezeigt, dass mit einer 100 prozentigen An-
schubfinanzierung die Kommunen in die Lage
versetzt werden, strategische Konzepte zu er-
arbeiten, mit einem vergleichsweise geringen
finanziellen Einsatz langfristige Vorsorge für

strategische Entwicklungen zu treffen. Stadt-
umbau, Stadterneuerung und anderen Tatbe-
stände der Stadtentwicklung, können hier sehr
sinnvoll zusammengeführt werden. Weiterge-
hende Konzepte, Fortschreibungen, Vertiefun-
gen, etc., sollten dann anteilig finanziert werden.
Hier sollten auch Infrastrukturunternehmen ein-
bezogen werden. Man könnte also eine Förde-
rung von einhundert Prozent, Bund - Länder
einführen, um Standards zu setzen und damit
auch langfristig die Gewährleistung einer Kli-
magerechtigkeitsentwicklung, gerade bei den
kleineren Kommunen im ländlichen Raum ab-
zusichern, denn die sind oft nicht in der Lage,
Eigenmittel und das notwendige Know-How
selbst aufzubringen. Dies würde langfristig einer
klimagerechten Stadtentwicklung planvoll einen
Vorschub leisten und könnte all die Aspekte, die
ich eben auch angesprochen habe, auf eine
solide Grundlage stellen. Damit würde ein ganz
erheblicher Beitrag für die qualifizierte, klima-
gerechte Stadtentwicklung geleistet und könnte
die Initiative, die jetzt von der Bundesregierung
ergriffen worden ist, auf der kommunalen Ebene
planerisch absichern. Herzlichen Dank.

Vorsitzender: Herzlichen Dank Herr Dr. Kegler.
Dann haben Sie gleich das Wort, Herr Dr. Löhr

Dr. Rolf-Peter Löhr: Danke sehr, Herr Dr. Hof-
reiter. Ich möchte auf einen Aspekt eingehen, der
in den Stellungnahmen – soweit ich sie gelesen
habe – gar nicht vorkommt, nämlich den Aspekt
der Gesundheit. Herr Dr. Kegler hat Gesundheit
gerade als Beispiel genommen für die Notwen-
digkeit, Ursachen zu bekämpfen, auch vorzu-
beugen und worauf ich hinweisen will, ist die
Tatsache, dass das der Aspekt der Klimaan-
passung eine ganz wesentliche Beziehung zur
Gesundheit hat. Das kommt im Gesetz so un-
mittelbar nicht zum Ausdruck, braucht es auch
gar nicht, aber es hat eine Bedeutung. Ge-
sundheit ist ja heute ein allgemeiner, elementa-
rer Grundsatz von Stadtplanung, denkt man.
Aber wenn man konkrete Fragestellungen auf-
wirft, dann stellt man häufig fest, dass bestimmte
gesundheitliche Aspekte in der kommunalen
Praxis eben keine Bedeutung haben oder je-
denfalls nicht die hinreichende Bedeutung. Das
heißt, da muss durchaus noch nachgearbeitet
werden und die Bedeutung, die das für das
Thema Anpassung hat, besteht darin, dass die
Gesundheit ein herausgehobener, städtebauli-
cher Belang ist. Alle anderen Belange sind
abwägbar, Gesundheit ist nicht abwägbar. Sie
können die Umwelt an einer Stelle belasten und
an anderer Stelle sozusagen wieder aufbauen.
Gesundheit können Sie nicht an anderer Stelle
wieder aufbauen. Die ist an der Stelle entweder
vorhanden oder nicht vorhanden und das führt
auch im Gesetz dazu, dass die Gesundheit als
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Belang genannt ist, aber weiter hinten auch als
städtebaulicher Missstand für die Substanz-
schwächensanierung aufgeführt ist. Das heißt,
Sie können gar nichts anderes machen, als eine
gesundheitsorientierte Planung zu machen,
rechtlich gesehen. Die Klimaanpassung ist nun
nicht so dieses technische Element mit energe-
tischen Fragen, sondern da geht es darum, wie
muss die städtebauliche Situation verbessert
werden, dass die Menschen auch angesichts der
zu erwartenden Hitzeperioden und sonstigen zu
erwartenden, besonderen Belastungen überle-
ben können, auch wenn sie schon gesundheit-
lich beeinträchtigt sind. Es geht vor allem um
Alte, Junge, vielleicht Behinderte und sonstige
beeinträchtigte Menschen. Die Bedeutung dafür
zeigt, dass es nicht darauf alleine ankommen
kann zu planen, weil das ist das, was in Zukunft
passiert, sondern, dass das Wesentliche ist –
darauf hatte Herr Dr. Bunzel auch schon hinge-
wiesen – im Bestand etwas zu tun. Das heißt, die
Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse im Bestand durchzuführen.
Dazu bräuchte man das Gesetz gar nicht zu
ändern im Hinblick auf Klimaanpassung. Aber es
ist, glaube ich, auch schon gesagt worden, das
Gesetz ist ja vielfach gekennzeichnet durch
Klarstellungen und Präzisierungen und ich
denke, dass das etwas ist, was ganz wichtig ist,
um das Problembewusstsein der Bürgerinnen
und Bürger, aber auch der Planerinnen und
Planer zu schärfen, damit in dieser Richtung
etwas passiert. Und dazu gehört eben auch,
dass man sich nicht damit begnügen kann, einen
Appell zu formulieren, du kannst das machen
und das wäre eigentlich wichtig, sondern, da
muss mehr passieren. Es muss eine Hand-
lungsorientierung geliefert werden.

Das geht über die Forschung. Das Bundesinstitut
für Bau-, Stadt- und Raumforschung macht ja ein
großes Forschungsprogramm zu urbanen Stra-
tegien der Klimaanpassung, wo viele Modell-
vorhaben das ja gerade versuchen, deutlich zu
machen, was da alles geht. Da sieht man, dass
das Anpflanzen von Bäumen wichtig ist, aber
dass es vor allem darauf ankommt, eine ge-
meindeweite Klimastrategie, eine Klimaplanung
durchzuführen, damit die einzelnen Maßnahmen
einen Sinn geben. Es geht hier nur mit ganzheit-
licher Sicht, es geht hier nur mit integriertem
Ansatz. Alles andere wäre Stückwerk und würde
das Problem in gar keiner Weise lösen. Des-
wegen ist das bei der Planung wichtig, aber
deswegen ist es auch wichtig, aufgrund von so
einer Klimaplanung zu gucken, wo sind die
wichtigsten Ansatzpunkte für die Stadterneue-
rung? Wo muss am ehesten etwas gemacht
werden? Wo fehlen Verbindungen für Grünflä-
chenvernetzung oder ähnliches? Und deswegen
ist es mir ganz wichtig, dass im § 136 BauGB,

dies auch ausdrücklich genannt wird: Die kli-
magerechte Stadtentwicklung als ein Tatbestand
der Stadterneuerung. Dies heißt, wenn es da drin
steht, auch, dass der § 164 b BauGB entspre-
chend ergänzt werden muss, damit da aus-
drücklich steht, dass auch diese klimagerechten
Anforderungen durch städtebauliche Förder-
maßnahmen unterstützt werden. Denn sonst ist
es wirklich nur ein Verschieben der Zuständig-
keiten an die Kommunen und an die Länder, die,
wie wir alle wissen, nicht in der besten finanzi-
ellen Lage sind. Insofern wäre dieses für mich
ein wichtiger Aspekt, den Zusammenhang von
Klimaanpassung und Gesundheitsförderung und
Gesundheitsvorbeugung im Gesetz zu belassen,
wie er jetzt drinsteht und vielleicht zu ergänzen
um den § 164 b BauGB. Herzlichen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes haben
Sie, Herr Portz, das Wort.

Nobert Portz (Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender, Herr Dr. Hofreiter, meine sehr
verehrte Damen und Herren, in der Tat, Sie
haben es angekündigt: Ich spreche als Vertreter
aller drei kommunalen Spitzenverbände: Deut-
scher Städte- und Gemeindebund, Deutscher
Städtetag und Deutscher Landkreistag. Das
Planungsrecht ist an und für sich ein Gestal-
tungsrecht der Kommunen. Eines der wenigen,
die noch verbleiben und von daher haben wir
auch mit diesem Gesetz, mit dieser Novellierung
besondere Erwartungen verbunden. Auf der
einen Seite sehen die Städte und Gemeinden in
der Energiewende durchaus eine Chance. Sie
sind nicht nur Planungsträger, sie sind sehr
großer öffentlicher Gebäudebesitzer, sie sind der
größte öffentliche Auftraggeber. Alles Dinge, die
sicherlich im Rahmen Klimawandel und Ener-
gieeinsparung hier zu Buche schlagen. Wir ha-
ben drei Leitlinien als Erwartungen, die wir ins-
gesamt auch mit der Energiewende, aber auch
mit dem Planungsrecht verbinden. Erstens, eine
stärkere Dezentralität der Energieversorgung.
Zweitens, dass man in dem Spagat zwischen
Erweiterung von Privilegierung etwa im Außen-
bereich und planerischer Steuerung, die plane-
rische Steuerung bevorzugt. Das heißt: Vorsicht
bei Erweiterungen von Privilegierungen im Au-
ßenbereich. Die führen naturgemäß – wie wir alle
wissen – auch zu Konflikten. Natur und Land-
schaft ist hier nur ein Thema. Und Drittens: Wenn
man – was wir begrüßen – die klimagerechte
Stadtentwicklung in das besondere Städtebau-
recht integriert, dann ist unseres Erachtens
zwangsläufig damit auch eine Erhöhung, kei-
nesfalls eine Senkung der Fördermittel in der
Städtebauförderung verbunden. Sie wissen
vielleicht, morgen tagt hierzu die Sonderbaumi-
nisterkonferenz der Länder.
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Zweiter Punkt kurz zum Verfahren: Ich weiß es
geht nicht anders, trotzdem spreche ich es an.
Aus Sicht der Städte und Gemeinden ist es
negativ wenn man innerhalb von kurzen Zeit-
räumen zwei Gesetzesnovellen hat. Das ist ja
hier mit der Aufspaltung des Gesetzgebungs-
verfahrens verbunden. Dies führt zweifellos zu
Erschwernissen und auch zu Akzeptanzprob-
lemen vor Ort, wenn man mal sieht, wie viele
Novellierungen es auch in den letzten Jahren
und Jahrzehnten im Städtebaurecht gegeben
hat. Deswegen unser Petitum auch an die hier
anwesenden Abgeordneten und auch an die
Bundesregierung, dass zumindest die zweite
Stufe des Gesetzgebungsverfahrens sehr zeit-
nah, sprich in der zweiten Hälfte dieses Jahres
erfolgt, damit das – zumindest nach außen hin –
den Städten und Gemeinden fast als aus einem
Guss erscheinen kann. Wir würden auch be-
grüßen wenn dann für das Planspiel etwas mehr
Zeit gegeben wäre. Denn die Planspiele zeigen
immer – das ist wirklich vorbildhaft, was die
Bundesregierung hier macht – dass hier eben
auch Unebenheiten ausgebügelt werden können
und es insofern durchaus in den vergangenen
Jahren in dem Bereich zu guten Gesetzen ge-
kommen ist. Dritter Punkt: Hauptinhalte des
Gesetzgebungsverfahrens. Die werden im
Grundsatz von uns geteilt. Das sind ja auch, um
das noch einmal zu sagen, nicht zuletzt Aus-
flüsse der sogenannten „Berliner Gespräche“,
wenn auch hier nur in dem ersten Teil, also
Bauleitplanung und Klimaschutz stärken,
Repowering von Windenergieanlagen, städte-
bauliche Verträge, erneuerbare Energien im
Außenbereich, besondere Städtebaurecht, ge-
ringfügige Überschreitung des Maßes der bau-
lichen Nutzung.

Tendenziell werden Handlungsspielräume er-
weitert und Unklarheiten beseitigt. Zwei Punkte
würde ich allerdings aufgreifen, die sind auch
bisher im Gesetzgebungsverfahren schon auf-
gegriffen. Der erste ist der schon angesprochene
Punkt: Solaranlagen auf zulässigerweise er-
richteten Gebäuden. Unser Petitum: Ausdrück-
lich abstellen auf die tatsächlich ausgeübte
Nutzung. Und das Zweite ist der § 248 BauGB,
auch im Gesetzgebungsverfahren – Bundesrat,
Bundesregierung – schon angesprochen: Die
geringfügige Überschreitung beim Maß der bau-
lichen Nutzung. Nicht abstellen auf EnEV und
erneuerbare Energien. Es geht weitestgehend
um den Bestand. Und bitteschön auch hier eine
Einvernehmensregelung für die Gemeinde vor-
sehen, die fehlt nämlich. Der dritte Punkt und das
ist mir auch noch wichtig, betrifft die Frage der
Kostenneutralität für Städte und Gemeinden. Wir
bezweifeln das, weil wir nicht davon ausgehen,
dass in der Fläche die Städte und Gemeinden
hier die zentrale Zukunftsaufgabe schon in dem

Sinne angegangen sind, wie es jetzt mit den
neuen Herausforderungen auch kommt – gerade
nach Fukushima. Um Klimaschutzkonzepte
umzusetzen braucht es Arbeit, braucht es auch
Geld. Häufig müssen derartige Dinge – nehmen
Sie einfach mal eine Bestandserhebung – nach
außen gegeben werden. Es fließt ein in Um-
weltberichte, das geht alles nicht ohne Kosten
und von daher haben wir – wie gesagt – Zweifel,
hier den Satz zu unterstreichen, dass das für die
Städte und Gemeinden nicht mit zusätzlichen
Kosten verbunden ist. Ich verweise im übrigen
auf die Stellungnahme der kommunalen Spit-
zenverbände, des Deutschen Städte und Ge-
meindebundes und des Deutschen Städtetages
einerseits und des Deutschen Landkreistages
andererseits, die Ihnen ja vorliegt.

Ich komme schon zum Fazit: Die – das haben
Sie nicht zu verantworten – naturgegebene Eile
des Gesetzgebungsverfahrens, die Aufspaltung
des Gesetzgebungsverfahrens auf zwei Stufen
und auch die Frage der Kostenneutralität wird
von uns kritisch gesehen. Zweiter Punkt, die
maßgeblichen Inhalte werden von uns geteilt,
Handlungsspielräume werden erweitert, Un-
klarheiten werden beseitigt. Es bleibt allerdings
bei Verbesserungswünschen. Da kommen wir
sicherlich noch im Einzelnen darauf zu sprechen.
Ansonsten bleibt das ausdrückliche Petitum wie
gesagt, ich glaube das hat Herr Minister Ram-
sauer auch bei der Veranstaltung 50 Jahre
Baugesetzbuch im letzten Jahr angekündigt, in
diesem Jahr auch die zweite Stufe zu Ende zu
bringen, damit die Städte und Gemeinden das
auch als ein Gesetzgebungsverfahren vor Ort
akzeptieren. Vielen Dank.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Portz! Als
nächstes Prof. Reidt.

Prof. Dr. Olaf Reidt (Fachanwalt für Verwal-
tungsrecht): Herr Vorsitzender, meine Damen
und Herren. Ich möchte mich auf einige wenige
Aspekte beschränken, die jetzt vor allem für die
Rechtsanwendungspraxis von Interesse sind,
damit meine ich sowohl die Kommunen, als auch
die sonstigen Rechtsanwender, die mit dem
BauGB und insbesondere Bebauungsplänen zu
tun haben. Das sind vor allem Aspekte der
Rechtsklarheit und Rechtssicherheit, die für alle
Beteiligten ganz entscheidend sind. Insofern
sind die zahlreichen klarstellenden Regelungen,
die in das BauGB aufgenommen werden,
durchaus zu begrüßen. Ich kann zwar immer
sagen: Klarstellung und redaktionelle Präzisie-
rungen sind gar nicht so wichtig. Für die dieje-
nigen, die damit tagtäglich zu tun haben, sind sie
aber schon von ganz maßgeblicher Bedeutung.
Das kann man also nur als positiv ansehen. Drei
Aspekte gibt es allerdings, bei denen man viel-
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leicht noch einmal darüber nachdenken sollte, ob
es nicht noch weiterer Präzisierungen bedarf, um
auch die Möglichkeit mit dem Gesetz zu arbeiten,
zu optimieren. Ich fange mit dem Bereich der
Abwägung an, die ja für viele Kommunen das
zentrale Element der städtebaulichen Steuerung
ist. Das soll ja zum Teil, im Hinblick auf den
Klimaschutz, im § 1 Abs. 5 und § 1a BauGB
etwas ausgeweitet werden. § 1 Abs. 5 BauGB
soll ja eine Definition der klimagerechten Stadt-
entwicklung enthalten. Das ist richtig, das ist
vernünftig. Es gibt dann einen zweiten Satz der
sagt, dass dieser Belang abzuwägen ist. Nun ist
eigentlich alles in der Planung abzuwägen. Der
Satz stellt immerhin klar, dass die klimagerechte
Stadtentwicklung kein Ziel der Raumordnung ist,
dass als isolierter Aspekt sozusagen vor die
Klammer der Abwägung gezogen wird. Aber
man stellt sich trotzdem die Frage: Was bedeutet
dieser zusätzliche Satz, insbesondere in der
Kombination mit § 1 Abs. 5 BauGB, wo von der
Förderung des Klimaschutzes die Rede ist? Und
da werden sich viele – und das ist auch meine
bisherige Erfahrung aus Gesprächen mit Kom-
munen – die Fragen stellen: Ist das so etwas wie
ein Optimierungsgebot, hat das eine Gewich-
tungsvorgabe, ist das ein Klimaschutzvorbehalt?
Wie ist das genau zu verstehen? Da Planung
immer darauf ausgerichtet sein muss, ausge-
wogene und standortbezogene Entscheidungen
zu treffen, sollte man hier aus meiner Sicht
überlegen, ob man nicht in den § 1a Abs. 5
BauGB klarstellend aufnimmt, dass dieser Be-
lang neben den anderen Belangen des § 1 Abs.
6 BauGB zu berücksichtigen ist, um von vorn-
herein den Eindruck zu vermeiden, dass es hier
um ein Optimierungsgebot geht, das für die
Praxis auch relativ schwierig zu händeln wäre.

Der zweite Aspekt, der sich auf die Abwägung
bezieht, ist der § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB, in dem
steht, dass die klimagerechte Stadtentwicklung
zu fördern ist. Auch da stellt sich die Frage: Was
heißt konkret denn eigentlich „fördern“? Nach
meinem Verständnis ist damit gemeint, dass die
Kommunen die Voraussetzungen für eine kli-
magerechte Stadtentwicklung schaffen sollen,
sei es durch Möglichkeiten der energetischen
Optimierung von Gebäuden, sei es auch da-
durch, dass Flächenvorratspolitik und Freihal-
tepolitikbetrieben wird. Stichwort: Frischluft-
schneisen und ähnliches. Schwieriger wird es
dabei, wenn es um schlichte Untersagungen
geht, also dass bestimmte Nutzungen ausge-
schlossen werden müssen. Das kann auch bis-
her schon erfolgen, wenn dafür ortsspezifische
Gründe sprechen, aber wenn das nicht der Fall
ist, sehe ich hier einen relativ deutlichen Konflikt
auch zu den bundesrechtlichen Spezialgeset-
zen, das sich eben im Bundesemissions-
schutzgesetz, im TEHG und so weiter ausdrückt.

Da gibt es dann zwangsläufig Konflikte, weil
eben diese Steuerungen möglicherweise un-
koordiniert nebeneinander laufen. Und da sollte
man zumindest darüber nachdenken, ob man
diese Förderung nicht unter die Maßgabe stellt,
dass sie unter Berücksichtigung des sonstigen
Fachrechts zu erfolgen hat. Also, dass was im
TEHG geregelt ist für die CO2–Emissionen, die
zulässig sind: Zertifikatehandel etc. sollte nicht
dadurch unterlaufen werden, sonst läuft das
unkoordiniert nebeneinander.

Ein weiterer Punkt, der sich jetzt auf ein anderes
Thema bezieht, ist der § 35 BauGB, Stichwort
„Solaranlagen“. Da ist das Nötige gesagt wor-
den. Herr Dr. Bunzel, ich kann Ihnen da nur
zustimmen: Es kann nur um eine bestandsge-
schützte, zulässige Nutzung gehen, nicht um
lange aufgegebene Zonen, die quasi damit
wieder in Nutzung gebracht werden sollen. Ich
glaube, da sind wir einer Auffassung. Der dritte
Punkt, der wurde gerade von Herrn Portz schon
angesprochen, ist der § 248 BauGB, der sich auf
die energetische Optimierung vorhandener Ge-
bäude bezieht. Die Regelung ist als solche ver-
nünftig und auch zu begrüßen. Sie ist aus meiner
Sicht in einem Punkt zu starr, indem sie eben nur
auf die EnEV abstellt. Da sollte die Möglichkeit
bestehen, auch darüber hinaus gehend Opti-
mierung zu betreiben. Insofern ist sie nach
meinem Verständnis zu starr und zu eng gefasst.
Auf der anderen Seite ist es jetzt auch von der
Rechtsdogmatik her ein etwas atypischer Tat-
bestand. Denn es ist der Sache nach eine Be-
freiung, insbesondere von Bebauungsplanfest-
setzungen, aber insofern ungewöhnlich, weil
Befreiungen nach § 31 Abs. 2 BauGB typi-
scherweise zum einen ins Ermessen der Ge-
nehmigungsbehörde gestellt werden und zum
anderen vom Einvernehmen der Gemeinde
abhängig sind. Und das ist insbesondere in den
Fällen, in denen eine Kommune einen Be-
bauungsplan aufgestellt hat, auch ganz vernünf-
tig. Denn die Belange, die die Gemeinde in die
Planung eingebracht hat, das sind ja vielfach
bestimmte, bewusst gemachte Festsetzungen zu
Baulinien und Baugrenzen. Die werden dadurch
unterlaufen und das ohne Ermessen und ohne
Beteiligung der Gemeinde im Genehmigungs-
verfahren. Das scheint mir von der Systematik
her nicht recht geglückt zu sein. Insofern kann
ich mich dem Vorschlag von Herrn Portz nur
anschließen, dass man den Tatbestand zwar
flexibler macht auf der einen Seite, aber auf der
anderen Seite, die Gemeinden einbindet. Das
geht nach meinen Verständnis in erster Linie
dadurch, dass man, ähnlich wie bei den Befrei-
ungstatbeständen, daraus eine Ermessensre-
gelung macht, die durchaus eng sein kann, aber
die zumindest auch Flexibilität im Einzelfall be-
lässt. Vielen Dank!
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Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes Herr
Dr. Stücke.

Rechtsanwalt Dr. Andres Stücke (Haus &
Grund): Vielen Dank, Herr Vorsitzender, meine
sehr geehrten Damen und Herren. Ich darf mich
zunächst für Haus und Grund Deutschland für
die Einladung zu dieser Anhörung bedanken.
Unsere schriftliche Stellungnahme liegt vor,
deswegen möchte ich mich eigentlich auf einen
Aspekt beschränken: Wir haben im Koalitions-
vertrag der Bundesregierung gesehen, dass es
Ziel der Regierung ist, eine bessere Integration
privater Eigentümer in die Stadtentwicklung zu
forcieren. Aus unserer Sicht hat die Bundesre-
gierung hier schon entscheidende Signale ge-
setzt. Mit diesem Gesetzentwurf wird jetzt auch
ein wichtiger Beitrag dazu geleistet, dass dies
nun auch unter energetischen Aspekten Geltung
beansprucht und das ist ein Ansatz, den wir
begrüßen. Eingehen möchte ich auf einen As-
pekt, der den § 136 Abs. 2 BauGB betrifft, der
den Begriff des städtebaulichen Missstandes
erweitert. Wir haben die Sorge, dass hier ein
Einfallstor aufgemacht wird, dass es Gemeinden
im Widerspruch zum Wirtschaftlichkeitsgebot,
das aus Art. 14 des Grundgesetzes fließt, er-
möglicht, Eigentümer mit Anforderungen zu
konfrontieren, die dieses Gebot verletzen. Denn
es wird bestimmt dem Klimawandel entgegen-
gewirkt, wenn zum Beispiel alle Gebäude eines
Gemeindegebietes, den Passivhausstandard
einhalten. Ob dies für die einzelnen betroffenen
Eigentümer dann auch noch wirtschaftlich mög-
lich ist, ist die Frage. Aus unserer Sicht wäre es
erforderlich, hier noch einmal klarstellend her-
vorzuheben, dass dieses Wirtschaftlichkeitsge-
bot hier auch Geltung beansprucht, um Ge-
meinden mit ambitionierten, eigenen Klima-
schutzzielen daran zu erinnern, dass es auch
Schranken für diese Vorstellungen gibt. Das
wäre aus unserer Sicht die wichtigste Anmer-
kung zu dem, was in diesem Gesetz vorgelegt
worden ist. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Stücke. Vor-
bildlich! Knapp und klar. Last but not least, Pro-
fessor Wickel.

Prof. Dr. jur. Martin Wickel (HafenCity Uni-
versity Hamburg, Urban Planning and REAP):
Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen
und Herren. Ich möchte noch einmal eine Be-
merkung machen zur Bedeutung des Klima-
schutzes und zum Zusammenhang mit dem
Städtebau. Es ist so: Die Frage wie unsere
Städte geplant und gebaut werden, hat ganz
erheblichen Einfluss auf den Klimaschutz. Sie
beeinflusst die Frage wie hoch der Energiever-
brauch insgesamt ist. Sie beeinflusst auch die
Frage wie die Energie erzeugt wird. Dass das

Städtebaurecht, also hier eine ganz zentrale
Rolle haben sollte, das wird wohl inzwischen
nicht mehr bestritten. Bedauerlich und ein Stück
weit auch erstaunlich ist vor diesem Hintergrund,
dass wir auf der Grundlage des jetzt geltenden
Rechts, immer noch darüber streiten, inwieweit
mit der Bauleitplanung, also mit dem zentralen
Instrument des Städtebaurechts, überhaupt
Klimaschutz betrieben werden kann. Juristisch
spitzt sich das auf die Frage zu – und der Herr
Bunzel hatte das auch schon gesagt – inwieweit
der Klimaschutz im Sinne des globalen Klima-
schutzes ein städtebauliches Erfordernis oder
ein städtebaulicher Grund sein kann. Hier
komme ich zum vorliegenden Gesetzentwurf. Ich
halte es für eine ganz wesentliche Errungen-
schaft des Gesetzentwurfs, dass diese Frage
jetzt mit absoluter Eindeutigkeit geklärt wird.
Nach der Neuformulierung des § 1 Abs. 5
BauGB, der Einfügung des § 1a Abs. 5 BauGB
und der Verankerung des Leitbilds der klimage-
rechten Stadtentwicklung kann kein vernünftiger
Zweifel mehr daran bestehen, dass der globale
Klimaschutz ein städtebauliches Erfordernis ist.
Das bedeutet, das Bauleitpläne im wesentlichen
oder sogar alleine mit dem Zweck Klimaschutz
zu betreiben aufgestellt werden können, natür-
lich immer im Bereich der städtebaulichen Mittel.
Das ist der zentrale Punkt der Gesetzesnovelle.
Ich möchte auch noch auf einige Details einge-
hen – aufgrund des gesetzten Rahmens natür-
lich nicht auf alle – und möchte vor allen Dingen
die Punkte hervorheben, wo ich noch Lücken
sehe und wo ich denke, dass der Gesetzentwurf
noch weiter hätte gehen können. Das ist zum
Einen der Katalog der Festsetzungsmöglichkei-
ten für die Bebauungspläne in § 9 Abs. 1BauGB.
Hier sehe ich noch Ergänzungsmöglichkeiten bei
Nr. 23b. Der wird tatsächlich ausgedehnt, das ist
sehr zu begrüßen, das sollte auch die Hand-
habbarkeit der Vorschrift in der Praxis wesentlich
verbessern. Es gibt aber einen Gesichtspunkt
der hier außen vor bleibt und das ist der Bestand.
Die Festsetzungsmöglichkeit der Nr. 23 b bezieht
sich alleine auf die Errichtung von Gebäuden,
also Neubauten. Es ist heute auch schon ange-
klungen, dass die großen Einsparpotenziale
aber im Bereich des Bestandes liegen. Das
Gesetz bringt das ja an verschiedenen Stellen,
insbesondere beim Sanierungsrecht auch zum
Ausdruck. Hier fehlt es. Ich glaube man hätte Nr.
23b in § 9 Abs. 1 BauGB auch auf die Änderung
und vielleicht sogar Nutzungsänderung von
Gebäuden erweitern und ausdehnen können.
Bestandschutzgesichtspunkte können – glaube
ich – dem gegenüber zurückstehen.

Eine zweite Festsetzungsmöglichkeit, die mei-
nes Erachtens auch noch sinnvoll wäre, wären
energetische Standards. Die fehlen im Gesetz-
entwurf vollständig. Sie sind derzeit vor allen
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Dingen in der EnEV geregelt. Allerdings hat die
EnEV natürlich als bundeseinheitlich geltendes
Recht ein wesentlichen Nachteil: Sie kann auf
lokale Besonderheiten keine Rücksicht nehmen,
darauf nicht eingehen. Die Standards sind
dementsprechend auch vielleicht nicht beson-
ders ambitioniert. Hier hätten die Gemeinden
vielleicht die Möglichkeit, mit Blick auf lokale
Besonderheiten, die das dann auch rechtferti-
gen, weitergehende Standards zu setzen. Eine
solche Festsetzungsmöglichkeit fehlt. Dann gibt
es einen Bereich, den der Gesetzentwurf meines
Erachtens gar nicht wirklich ausdrücklich be-
leuchtet – implizit ist er vorhanden – das ist die
Frage der verfahrensrechtlichen Verankerung
des Leitbilds der klimagerechten Stadtentwick-
lung. Denn spätestens seit dem Europarechts-
anpassungsgesetz Bau von 2004 erkennt auch
das BauGB an, dass die Erreichung von Zielen in
der Bauleitplanung auch etwas damit zu tun hat
wie diese Ziele im Verfahrensrecht reflektiert
werden. Das geschieht hier bei der klimage-
rechten Stadtentwicklung auch, jedenfalls inso-
fern als durch die Aufnahme in dem Katalog des
§ 1a Abs. 5 BauGB die Aspekte der klimage-
rechten Stadtentwicklung auch zum Gegenstand
der Umweltprüfung im § 2 Abs. 4 BauGB werden.
Das trägt aber natürlich nur dort, wo die Um-
weltprüfung überhaupt Anwendung findet. Da
gibt es eine wesentliche Ausnahme und das ist
das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB,
das bei den sogenannten Bebauungsplänen der
Innenentwicklung zur Anwendung kommt. Be-
bauungspläne der Innenentwicklung, wenn man
dort vor allen Dingen an Nachverdichtung denkt,
dann ist dies ein Thema was ganz erhebliche
Implikationen hat und zwar sowohl für den Kli-
maschutz, als auch für die Klimaanpassung. Ich
denke es wäre gut, wenn das auch verfahrens-
rechtlich reflektiert wird. Das fehlt mir im Ge-
setzentwurf im Augenblick noch so ein bisschen.
Zusammenfassend möchte ich aber sagen, dass
ich glaube, das den Kommunen mit diesem
Gesetzentwurf ein leistungsfähiges Instrumen-
tarium zur Verfügung gestellt wird, um Klima-
schutz im Städtebau zu betreiben. Das bedeutet
übrigens nicht, dass wir hier auf eine Art klima-
zentriertes Stadtplanungs- oder Städtebaurecht
schauen. Es ist nach wie vor so, dass im Mittel-
punkt der planerischen Ambitionen der planeri-
sche Gestaltungspielraum der Gemeinden steht.
Und das bedeutet auch, dass Gemeinden nach
wie vor, wenn sie andere städtebauliche Ziele
verfolgen, den Klimaschutz auch hinter diese
Ziele zurückstellen können. Das ist im Rahmen
der Abwägung – meines Erachtens – eröffnet.
Das passiert wahrscheinlich in der Praxis häu-
figer, als einem das lieb sein kann und daran wird
auch die Novelle nicht viel ändern. Allenfalls wird
hier die Argumentationslast für die Gemeinden
etwas erhöht. Auf der Haben-Seite kann man

aber auf jeden Fall verbuchen, dass die Ge-
meinden die Klimaschutz betreiben wollen, jetzt
ein leistungsfähiges Instrumentarium in die Hand
gegeben bekommen, mit dem das zweifelsfrei
auch möglich ist. Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Wickel. Dann
folgt der erste Berichterstatter: Herr Götz!

Abg. Peter Götz: Vielen Dank Herr Vorsitzen-
der, meine Damen und Herren, meine Herren
Sachverständige. Zunächst auch aus der Sicht
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion herzlichen
Dank nicht nur für die Arbeit, sondern auch für
das Verständnis, dass es alles sehr schnell
gehen musste. Aber wenn man relativ schnell
aus der Atomenergie aussteigen will, muss man
auch wieder relativ schnell einsteigen in die
Thematik. Das ist der Hintergrund dieser ganzen
Aktion und ich mache keinen Hehl daraus: Mir
wäre es auch lieber gewesen, Herr Portz, es
wäre alles in einem geschehen. Aber, ich glaube
es ist in der Sache richtig, so zu verfahren.
Deshalb bitte ich einfach noch einmal um Ver-
ständnis dafür. Ich habe zwei Fragen. Eine an
Herrn Portz und eine an Herrn Dr. Kegler. Herr
Dr. Kegler: Sie hatten das für mich wichtige
Thema der Robustheit, das was im Vorgriff zu
laufen hat, angesprochen und da gibt es auch zu
Recht eine Bemerkung von Ihnen, dass dies vor
Ort zu entscheiden ist in letzter Konsequenz.
Das macht es natürlich nicht ganz einfach, das
ins Gesetz reinzuschreiben, was vor Ort zu
entscheiden ist und deshalb wäre meine Frage
an Sie, wie Sie sich das vorstellen können, dass
das ins Gesetz reingeschrieben wird, was vor Ort
zu entscheiden ist? Die zweite Frage hat Herr
Prof. Dr. Wickel ausgelöst. Er hat vorhin in sei-
nen kurzen Ausführungen dargestellt, dass wir
vor nicht all zu langer Zeit, als wir den § 13ains
Baugesetzbuch aufgenommen haben, die Innen-
entwicklung, von einer Umweltprüfung verschont
haben, um es mal so vorsichtig zu sagen. Herr
Portz, mich würde interessieren: Wie sehen die
kommunalen Spitzenverbände dies? Besteht
Sehnsucht bei Bebauungsplänen im Innenbe-
reich, die Umweltprüfung wieder aufzunehmen?

Vorsitzender: Machen wir es einfach alphabe-
tisch: Herr Kegler.

Dr. Harald Kegler (Labor für Regionalpla-
nung): Vielen Dank für die Nachfrage. Es ist in
der Tat schwierig eine zentrale, für allgemeine
Fälle zutreffende Formulierung zu finden. Meine
Empfehlung wäre, diesen Begriff „vorbeugende
Robustheit“ im Rahmen der Stadtentwicklungs-
konzepte bzw. der Bauleitplanung durch die
Kommunen im Sinne der langfristigen Sicherung
klimagerechter Stadtentwicklung aufzunehmen.
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Also den Gebietskörperschaften auf kommu-
naler, wie auch auf regionaler Ebene eine
Empfehlung auszusprechen. Diese Empfehlung
kann umgekehrt natürlich nicht eingeklagt wer-
den, würde aber den Kommunen und Gebiets-
körperschaften eine Handhabe geben, darüber
nachzudenken: Wie wäre vor Ort diese Robust-
heit zu gewährleisten und wie kann man das in
allen Belangen der städtischen und regionalen –
also auch den ländlichen Raum betreffenden
Entwicklung – berücksichtigen? Also, ein Emp-
fehlungscharakter zur vorbeugenden Robust-
heit, das könnte im § 1a BauGB als dritter Punkt
mit aufgeführt werden.

Nobert Portz (Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände): Vielen Dank, Herr
Götz, ich bin dankbar für die Frage, weil das ja in
der Tat eine zentrale Frage ist. Also die Frage
war: Besteht Sehnsucht – so hatten Sie es for-
muliert – die Umweltprüfung sozusagen im Ge-
gensatz zu § 13a BauGB, der ja relativ neu ist,
wieder aufzunehmen? Klare Antwort: Nein. Ich
will das kurz erläutern. Der § 13a BauGB ist ja
seinerzeit eingeführt worden, nicht nur um Ver-
fahren zu beschleunigen, sondern weil man den
richtigen Umweltgedanken forciert hat, dass man
das Leitbild – ich spreche jetzt mal von Leitbild –
der kompakten Stadt, der kompakten Gemeinde
forcieren wollte. Das ist ja tendenziell dann am
besten zu verwirklichen, wenn man sich nach
innen bewegt, angesichts der demographischen
Entwicklung, die wir in Deutschland haben, um
so sinnvoller denn je, also wenn man Innenent-
wicklung betreibt, starke Innen- und Ortskerne
fordert und damit auch Außenbereichsflächen-
inanspruchnahmen vermeidet. Das ist die Ziel-
richtung. Ich will auch noch einmal sagen: Es
betrifft ja, was die – in Anführungszeichen –
„mögliche Weglassung“ der formellen Umwelt-
prüfung angeht, nur Flächen in einer Größen-
ordnung von unter 20.000 m². Dritter Punkt ist die
Abwägung der Gemeinde, wonach Umweltbe-
lange natürlich in jede Bauleitplanung einzu-
stellen ist. Die bleibt auch bei Verfahren nach §
13a BauGB. Was also im Grundsatz – in An-
führungszeichen – nur wegfällt, ist die formelle
Seite des Umweltberichts, nichts anderes. Also
ich warne davor, hier mit Umweltqualitäten
zweier Klassen zu operieren, die da heißen: Bei
§ 13a BauGB ist alles möglich und da ist „Sodom
und Gomorra“ und ansonsten nicht. Das stimmt
einfach nicht und deswegen noch einmal mein
Fazit: Es besteht keine Sehnsucht. Die Um-
weltbelange werden auch so ausreichend be-
rücksichtigt.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Portz. Eine
Anmerkung: Die Worterteilung erfolgt eigentlich
durch mich. Das hat auch einen ganz tech-
nisch-praktischen Grund: Für das Wortprotokoll

tun sich unsere Protokollanten viel leichter, wenn
man vorher sagt, wer jetzt als nächstes spricht.
Für das Wortprotokoll: Es war gerade Herr Portz.
Jetzt hat Herr Hacker das Wort.

Abg. Hans-Joachim Hacker: Vielen Dank für
die Worterteilung Herr Vorsitzender. Ich bin
etwas erkältet und bitte das nachzusehen. Ich
möchte mich deswegen nicht in große Dankes-
reden an die Sachverständigen ergehen. Ich
schließe mich den Worten von Herrn Götz an:
vielen Dank für Ihre zügige Arbeit! Ich stelle eine
Frage an zwei Sachverständige, an Herrn Dr.
Bunzel und an Herrn Prof. Dr. Reidt. Im vorge-
legten Gesetzentwurf sind keine spezifischen
Ausführungen oder Regelungsvorschläge zur
Notwendigkeit der Reduzierung der Flächenin-
anspruchnahme und zur Steigerung der Ge-
bäude- und Energieeffizienz insgesamt enthal-
ten. Sehen Sie hier in diesem Bereich gesetz-
geberischen Handlungsbedarf und sollte man,
wenn nicht in dieser Novelle – aber hier würde es
ja eigentlich reinpassen –, das später noch
einmal beleuchten? Das wäre meine Frage an
die beiden Sachverständigen.

Vorsitzender: Gut, dann beginnen wir wie immer
alphabetisch: Herr Bunzel.

Dr. Arno Bunzel (Deutsches Institut für Ur-
banistik): Zwei Punkte hatten Sie angespro-
chen. Einmal die Reduzierung der Flächenin-
anspruchnahme, ein Bereich der im Gesetz
schon geregelt ist. In § 1a BauGB befindet sich
eine Vorschrift, die den Vorrang der Innenent-
wicklung begründet, mit dem Ziel die Inan-
spruchnahme von Flächen im Außenbereich zu
reduzieren. Das hat natürlich auch Bezüge zum
Thema Energieeinsparung, weil Siedlungs-
strukturen bzw. Siedlungserweiterungen haben
immer Auswirkungen auf den Energiebedarf der
Siedlungen insgesamt. Insofern ist das ein
Thema, das zusammengehört. Ich glaube, dass
die derzeitige Regelung – Schlagwort: Boden-
schutzklausel – diesem Anspruch weitestgehend
gerecht wird. Ich würde im übrigen darauf ver-
weisen, dass wir ja den zweiten Teil der Novelle,
der sich ja mit dem Thema Innenentwicklung
weiterbeschäftigen wird, noch vor uns haben und
da weiteren Optimierungsbedarf einbringen
können. Insofern sehe ich für diese Frage in
dieser Novelle jedenfalls keine Veranlassung,
etwas zu tun. Der zweite Punkt – Energieeffizi-
enz von Gebäuden – als Forderung noch einmal
zu formulieren. Ich würde hier durchaus eine
Arbeitsteilung mit einem anderen Rechtsbereich,
dem Energierecht, sehen. Wir haben vor allem
im Bereich der Energieeinsparverordnung ganz
ehrgeizige – und wenn ich das richtig beobachte
– im ständigen Fortschritt sich weiterentwickeln-
de Anforderungen an die Energieeffizienz von
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Gebäuden, sodass ich glaube, dass man den
Städten und der Energieeffizienz insgesamt
keinen großen Gefallen damit tut, wenn man den
Städten den Auftrag geben würde, diese Ent-
wicklung noch zu beschleunigen. Ich glaube,
dass es sehr gut ist, wenn man im Rahmen der
Vorgaben der Europäischen Union, der Ge-
bäuderichtlinie der Europäischen Union, die
Weiterentwicklung vorantreibt. Ich habe auch
den Eindruck, dass Deutschland in diesem Be-
reich eher eine Vorreiterrolle hat, also hinter
hinkt. Die Arbeitsteilung zwischen Städtebau-
recht, Bauleitplanung und Energiefachrecht sehe
ich hier als – im Moment jedenfalls – einiger-
maßen gelungen an. Man sollte das nicht über-
reizen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Vielleicht zur Er-
klärung wegen des Wortprotokolls. Es läuft so-
zusagen ein Tonband mit, wird dann nachher
abgehört und mitgeschrieben. Deswegen ist es
einfach sinnvoll, wenn das immer klar und deut-
lich gemacht wird. Dann tut sich das Sekretariat
viel leichter. Herr Prof. Reidt!

Prof. Dr. Olaf Reidt (Fachanwalt für Verwal-
tungsrecht): Herr Vorsitzender vielen Dank! Ich
fange mit dem zweiten Punkt an – Energieeffi-
zienz. Ich denke das ist in erster Linie ein Thema
des Fachrechts. Das Städtebaurecht, dass Bo-
denrecht muss dafür die räumlichen Voraus-
setzungen schaffen. Ich denke, die sind gege-
ben. Was die Neuplanung angeht, sind sie oh-
nehin gegeben. Was den Bestand angeht, haben
wir mit der beabsichtigten Neuregelung im § 248
BauGB ein Instrument mit dem man umgehen
kann. Da sehe ich keinen Handlungsbedarf. Was
den Bodenschutz als solches angeht, Herr Dr.
Bunzel wies darauf hin – wir haben den § 1a Abs.
2 BauGB, die sogenannte Bodenschutzklausel,
die für sich genommen als Programmsatz auch
hohes Gewicht hat. Die allerdings in der Praxis
mit zahlreichen Schwierigkeiten verbunden ist,
denn sie hat auf der einen Seite relativ hohes
Gewicht; auf der anderen Seite ist ein in der
Praxis immer wieder betonter Grundsatz der der
räumlichen Trennung. Räumliche Trennung hat
natürlich viele Vorteile, gerade wenn ich einen
Betrieb habe, der Lärm emittiert und jemanden,
der Ruhe haben möchte. Je weiter das ausei-
nander liegt, desto leichter löse ich den Konflikt.
Es liegt aber auf der Hand, dass eine solche
Konfliktlösung mit großem Flächenverbrauch
verbunden ist, mit sehr viel Verkehr und vielerlei
Dingen mehr. Wenn man die kompakte Stadt
anspricht, spricht vieles dafür, die Dinge näher
zueinander zu bringen. Das muss dann wieder
durch technische Schutzvorkehrungen kompen-
siert werden. Da ist allerdings die Planungspra-
xis und die Rechtsprechung zum Teil sehr rest-
riktiv. Das beginnt mit den technischen Regel-

werken, etwa die TA-Anleitung Lärm, die davon
ausgeht, dass vor dem Fenster, also draußen,
gemessen wird und dass auch von vielen Emis-
sionsbehörden so mitgetragen wird. Sie brau-
chen keine Lärmschutzfenster, wenn die zu-
ständige Behörde sagt, gemessen wird drinnen,
vor dem Fenster, dann ist das ein relativ wir-
kungsloses Instrument. Das ist eine Frage der
technischen Regelwerke, an die man aus meiner
Sicht heran muss, das könnte aber auch im
Grundsatz schon etwas stärker auch im Bau-
gesetzbuch implementiert werden, etwa bei der
Bodenschutzklausel, dass zum Flächen Ein-
sparen auch technische Schutzvorkehrungen in
Betracht kommen, dass die stärker mit berück-
sichtigt werden müssen. Das wäre natürlich auch
da an dieser Stelle in erster Linie ein Pro-
grammsatz, der aber eine gewisse Wirkung
entfaltet und auch indizierende Wirkung für
nachfolgende Änderungen in den technischen
Regelwerken usw. hätte. Also insofern kann man
da durchaus noch das Eine oder Andere für die
Planungspraxis optimieren.

Vorsitzender: Vielen Dank! Frau Müller.

Abg. Petra Müller: Herr Vorsitzender, meine
Damen und Herren! Vielen Dank an die Sach-
verständigen. Ich finde, man kann gar nicht
genug loben, in so kurzer Zeit so viel Sachver-
stand zusammenzubringen. Das ist sehr schön
und es macht das Arbeiten einfacher. Ich möchte
zwei Dinge sagen zu den Stellungnahmen.
Einmal zur Stellungnahme des Bundesrates. Ich
finde alles sinnvoll, was vereinfacht. Die Stel-
lungnahme des Bundesrates verkompliziert es
für die Kommunen, dem können wir als
FDP-Bundestagsfraktion nicht folgen. Was Sie
eben gesagt haben, war zum großen Teil Lob,
längst nötig, überfällig, wichtig. Es gab ver-
schiedene Aspekte, die eine Rolle spielen, Ge-
sundheit etwa. Aber der Deutsche Städte- und
Gemeindebund hat in seiner Stellungnahme
geschrieben, dass sie erhöhten Kostenaufwand
für Städten und Gemeinden durch Planungs-
leistung und adäquate Datenerfassung, wie z. B.
Luftbilder befürchten. Und wenn wir jetzt über
diese Gesundheitsaspekte sprechen, und damit
kommt jetzt meine Frage an Herrn Portz, die Herr
Dr. Kegler angestoßen hat: Sehen Sie nicht doch
in diesem Gesetzentwurf die Verhältnismäßigkeit
und Wirtschaftlichkeit gewahrt? Ich kann Ihre
Ängste zwar verstehen, aber letztendlich sind
diese Planungsleistungen in vielen Städten und
Gemeinden, glaube ich, heute gang und gäbe
und Normalität. Dies ist jedenfalls meine Ein-
schätzung aus meinen kommunalpolitischen
Erfahrungen. Meine zweite Frage geht an Herrn
Dr. Bunzel. Sie hatten eben gesagt, ich habe es
mir aufgeschrieben, da ging es nochmal um Ihr
Planspiel, die Neuregelung bei den Solaranla-
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gen. Da halte ich Ihren Einwand für vollkommen
richtig… „in zulässiger Weise genutzte Gebäu-
de“, haben Sie gesagt. Gibt es generell noch
andere Stolperfallen? Herr Gedaschko hat eben
angefügt, die Bewertung des § 248 BauGB noch
einmal zu überdenken. Vielleicht gibt es ja in
diesem Bereich noch Möglichkeiten, zu denen
Sie etwas ausführen können. Vielen Dank.

Vorsitzender: Vielen Dank Frau Müller. Herr
Portz.

Nobert Portz (Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände): Vielen Dank. Da-
mit da kein Missverständnis aufkommt, wir halten
den Gesetzentwurf, was die Akzente angeht –
etwa Verhältnismäßigkeit –, für sachgerecht,
auch dass man hier weiterhin den Grundsatz der
Abwägung in den Vordergrund stellt, das ist der
große Unterschied zu dem, ich sage jetzt mal
bewusst, einseitigen Vorgaben des Energie-
fachrechts. Was die Kostenneutralität angeht, so
haben alle Spitzenverbände gemeinsam diese
als fragwürdig angesehen, weil wir einfach
glauben, dass viele Kommunen eben noch nicht
soweit sind. Das ist die eine Seite. Und auf der
anderen Seite kommt durch die Zukunftsaufgabe
Klimaschutz, auch wenn es Teil der Abwägung
ist – jetzt einfach vom faktischen her – ein „Push“
in die Materie – auf neudeutsch sozusagen –
reinkommt. Es kommen zusätzliche Anforde-
rungen auf die Kommunen zu, was Daten-
grundlage Klimabericht angeht, Dinge wie Kalt-
warmluftschneisen usw. Und das ist nach un-
serer Auffassung eben nicht flächendeckend bei
mehr als 11 000 Städten und Gemeinden, zum
Nulltarif zu haben. Und es gibt fast so viele Un-
terschiede wie es Städte und Gemeinden gibt.
Es gibt aber eben auch relativ neue Herausfor-
derungen; da gibt es die Anforderungen an den
Umweltbericht, der uns alle angeht, Klima-
schutzkonzepte, usw., was eben kostenintensiv
ist. Es heißt nicht, dass sich die Kommunen nicht
schon mit dem Thema befassen. Das führt zu
erhöhtem Personalbedarf, was häufig auch nach
Außen gegeben werden muss. Nochmal: Ich
halte die Kostenneutralität für fragwürdig. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Bunzel.

Dr. Arno Bunzel (Deutsches Institut für Ur-
banistik): Zu der Frage, ob es generell noch
andere Stolperfallen gibt. Ich habe eine genannt
und gesagt, es ist die einzige mit materieller
Relevanz, die wir im Rahmen des Planspiels
ermitteln konnten. Ich habe auf die Bedingungen
des Planspiels hingewiesen, es gab einen gro-
ßen Zeitdruck. Wir haben nicht alle sieben
Kommunen bislang aufsuchen können. Drei
werden wir in den nächsten beiden Wochen noch
aufsuchen. Das Bild noch nicht ganz rund, das

muss man zugestehen. Gleichwohl haben wir
den Eindruck, dass doch der Befund, den wir bis
jetzt gewonnen haben, recht gesichert ist, weil
alle Kommunen auch die Gelegenheit hatten,
sich im Nachgang zu unserem Workshop noch
einmal zu äußern, wenn eben im Nachgang
Bedenken gekommen wären. Da ist nichts der-
gleichen passiert. Es gibt einen Punkt, den hatte
ich eben angesprochen, der den Gemeinden
etwas Sorge bereitet. Er betrifft aber meines
Erachtens im Kern nicht den Bundesgesetzge-
ber; das ist die Freistellung bei Überschreitung
bzw. Abweichung von den Festsetzungen des
Bebauungsplans. Das ist ja auch von anderen
Sachverständigen hier angesprochen wurden.
Hier haben die Städte etwas Sorge, dass ihnen
in sensiblen Bereichen – es sind ja immer nur
Einzelfälle – etwas durch die Lappen geht. Das
sie einfach nicht mitbekommen, wenn diese
Vorgänge völlig verfahrensfrei gestellt werden
und die Gemeinden gar keine Informationen
mehr darüber bekommen, was da erhalten bleibt.
Dies ist eine Frage, die primär – meines Erach-
tens jedenfalls – durch die Landesgesetzgeber
zu lösen wäre. Und der zweite Punkt, der ist aber
eher auch bestätigend Richtung Gesetzentwurf,
nämlich die Ausgewogenheit im Hinblick auf das
Thema „Außenbereichsschutz“. Also, Solardä-
cher ist das eine Thema, das andere ist die
Biomasse. Da haben die Städte große Sorge,
dass nun sehr viel größere Anlage im Außen-
bereich privilegiert werden. Sie finden das nur
deshalb akzeptabel, weil die Neuregelung nicht
mehr regelt, als in den gleichen Körpern eine
größere Effizienz der Anlagen zu ermöglichen.
Und nur unter der Voraussetzung finden sie das
akzeptabel, völlig nachvollziehbar. Wer die
Dinger gesehen hat, weiß, dass das massive
Auswirkungen auf das Landschaftsbild und auch
auf die Verkehrsströme haben kann.

Vorsitzender: Vielen Dank! Frau Bluhm.

Abg. Heidrun Bluhm: Danke, Herr Vorsitzen-
der! Ein großes Dankschön geht an die Sach-
verständigen, die sehr kurzfristig die Knack-
punkte hier herausgearbeitet haben. Das macht
uns die Arbeit natürlich auch leichter. Ich würde
gern an dieser Stelle auch mal ein Lob an unser
Bauministerium geben. Ich glaube an dieser
Stelle wird deutlich, dass auch jemand aus der
Opposition an einer Gesetzesinitiative mitarbei-
ten kann, wenn man vorher miteinander über
Zielstellungen spricht. Deshalb einfach auch mal
ein Lob an die andere Seite heute. Die Diskus-
sion zeigt es ja, dass wir hier im Wesentlichen
auch durch die Sachverständigen bescheinigt
bekommen, dass es sinnvoll und richtig ist, so
schnell und auch so kurzfristig an dieser Stelle zu
reagieren. Jetzt zu meinen beiden Fragen: In der
allgemeinen Städtebaupolitik der Kommunen,
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auch im Stadtumbau, hat sich gezeigt, dass
Quartierslösungen oftmals nur umgesetzt wer-
den können, wenn man über kommunale oder
genossenschaftliche Wohnungsunternehmen
verfügt. Und dass die Ziele, die sich Städte set-
zen, mit diesen Wohnungsgesellschaften in der
Regel umgesetzt werden. Jetzt haben wir für die
klimagerechte Umgestaltung der Städte einen
weiteren Schwerpunkt des allgemeinen Städte-
baus, den wir mit dieser Novelle auf den Weg
bringen wollen.

Deshalb ist meine Frage an Herrn Portz: Wie
kann es gelingen, auch die privaten Investoren,
ähnlich wie bei den kommunalen und auch ge-
nossenschaftlichen Wohnungsgesellschaften,
von der Stadt her mit einzubinden und zu orga-
nisieren. Dass diese Zielstellungen, die man
verfolgt, auch von Beginn des Prozesses an,
gemeinsam mit allen Eigentümern auf den Weg
bringt und steuert? Und das – vor allem was Herr
Dr. Stücke gesagt hat – vor dem Hintergrund der
Wirtschaftlichkeit, die ja auch eine Rolle spielen
muss. Wie kann man als Gemeinde gewähr-
leisten, dass das mit allen Beteiligten am Pro-
zess organisiert wird? Jetzt mal nicht nur aus
Kostengründen betrachtet. Ich glaube, es gibt da
durchaus Möglichkeiten für die Städte. Man
muss natürlich zusätzlich Geld in die Hand
nehmen, wenn man das realisieren will. Ich
meine jetzt aber vor allem in inhaltlicher Hinsicht.
Das ist die erste Frage. An Herrn Dr. Kegler die
zweite Frage: Es hat sich jetzt gerade auch bei
der Neuregelung des Außenbereich in der Dis-
kussion gezeigt, dass Städte und Gemeinden in
der Stadt-Umland-Beziehung durchaus auch zu
Konflikten kommen können, wenn im Umland
energetische Anlagen entstehen, die mögli-
cherweise für die Städte notwendig sind, sich
aber auch kontraproduktiv – als Konkurrenz –
entwickeln können. Deshalb die Frage an Sie:
Sollte mit der Gesetzesnovelle die Regional-
planung noch weiter ausgebaut werden? Oder
sind die Kriterien, die wir jetzt neu festlegen
wollen, ausreichend, um in der Stadt-Umland-
Beziehung hier nicht kontraproduktiv, sondern
produktiv im positiven Sinne des Gesetzes
agieren zu können?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Portz.

Nobert Portz (Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände): Vielen Dank, Frau
Bluhm für die Frage! Sie haben völlig zu Recht
geschildert, dass natürlich quartiersbezogene
Lösungen um so leichter sind, je mehr man über
Steuerungsmöglichkeiten seitens der Kommu-
nen verfügt. Die sind natürlich bei Einheiten, die
sozusagen kompakt vorhanden sind, seien es
kommunale oder genossenschaftliche Unter-
nehmen leichter als bei vielen Privaten. Das ist

ein Problem und das will ich auch gar nicht
wegwischen. Ich habe jetzt auch nicht die Pa-
tentlösung. Das ist nicht primär ein rechtliches
Problem. Ich glaube, dass das Städtebaurecht
auch viele Möglichkeiten offenhält, von Ver-
tragsformen angefangen bis hin zu anderen
Formen. Das man insgesamt versuchen muss,
hier für alle eine Win-Win-Lösung zu erzielen.
Und auch wenn Sie gesagt haben, die Kosten
sollten keine Rolle spielen – ich glaube schon,
dass gerade im Zuge der Energiewende es sich
letztendlich schon lohnen muss, auch für den
Privaten. Dass er auch durchaus wirtschaftliche
Vorteile sieht – etwa als Vermieter, oder was es
da für steuerliche Möglichkeiten gibt, KfW-Pro-
gramme und Sonstiges, das wird ja möglicher-
weise auch in anderen Ausschüssen diskutiert.
Ich will das zum Anlass nehmen, um noch einen
Punkt zu anzusprechen. Wenn man wirklich über
Lösungen nachdenkt, dann muss man auch über
das Recht hinausdenken und verstärkt über so
genannten Best-Practice-Beispiele, Arbeitshilfen
usw. nachdenken. Das eine ist immer das Ge-
setz, und das andere ist der Vollzug. Beim
Letzteren hakt es. Wir haben auch in der Ver-
gangenheit ein durchaus gutes Gesetz, aber es
ist nicht überall so vollzogen worden. Und des-
wegen ist das sicherlich ein ganz wesentlicher
Akzent, dass man hier über Best-Practice-
Beispiele, Arbeitshilfen usw. auch noch weitere
Hilfestellungen gibt.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Kegler.

Dr. Harald Kegler (Labor für Regionalpla-
nung): Ja, Sie sprechen da eine sicherlich wich-
tige Frage an. Wir können klimagerechte
Stadtentwicklung nicht nur innerhalb der admi-
nistrativen Grenzen einer Stadt klären. Es ist
sicherlich so, dass die Stadt-Umland-Bezieh-
ungen von entscheidender Bedeutung sind. Wir
müssen quasi diesen rechtlich fixierten Raum
überwinden. Es sind sicherlich zwei Punkte zu
bedenken. Der erste: es sollten die Kommunen
und die Gebietskörperschaften auf der regiona-
len Ebene veranlasst werden, im Sinne einer
klimagerechten Stadt- und Regionalentwicklung
zu wirken – das knüpft so ein bisschen an meine
Resilienzdiskussion an – also, animieren dies zu
tun. Und zum zweiten sollte es indirekt eine
Belohnung dahingehend geben, dass wenn es
Fördertatbestände aus unterschiedlichen Finan-
zierungquellen gibt, dies eine Voraussetzung ist,
dass es eine Stadt-Regionale-Abstimmung, eine
Stadt-Umland-Abstimmung gibt und gemeinsam
getragene Konzeptionen eine Basis sind, um
Projekte zu verwirklichen. Hier wäre sicherlich
ein Moment, dass innerhalb der meist durch
EU-Mittel kofinanzierten regionalen bzw. der
integrierten ländlichen Entwicklungskonzepte,
dieser Tatbestand aufgenommen wird. Dass
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dann, wenn Stadt und Umland eine gemeinsame
Strategie entwickeln, gemeinsam kooperativ
vorgehen, auch eine Belohnung vorgenommen
wird. Und es könnte natürlich darauf hingewirkt
werden, dass im Rahmen der Flächennut-
zungsplanung auch die Gebietskörperschaften
außerhalb der Städte quasi angehalten werden,
sich an diesem Prozess zu beteiligen, damit eine
abgestimmte regional orientierte klimagerechte
Stadt- und Raumentwicklung ermöglicht wird.
Also veranlassen und durchaus auch das eine
oder andere mit „Belohnung“ versehen. Dass
man, wenn man solche Konzepte hat, auch
tatsächlich den Fördertatbestand eher bekommt
als diejenigen, die sich nicht in diese kooperative
Ebene hineinbegeben.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Kegler! Frau
Herlitzius.

Abg. Bettina Herlitzius: Herr Vorsitzender,
meine Damen und Herren. Auch ich möchte mich
bedanken, dass wir diese Anhörung zustande
bekommen haben. Auch ein großes Dankeschön
an die Fachleute, dass Sie da sind, vor allem so
kurzfristig. Ich habe zwei Fragen an Prof. Wickel.
Die erste Frage – da geht es um den § 1 Abs. 5
BauGB, um die Begrifflichkeit. Wir haben den
Klimaschutz ja schon auch in der letzten Novelle
im Baugesetzbuch verankert, mussten aber die
Erfahrung machen, dass es für die Kommunen
wenig hilfreich war. Insofern ist natürlich jetzt von
besonderem Interesse, wie rechtsicher ist die
Formulierung? Wir haben hier – so wie ich das
jetzt überblicke – drei verschiedene Formulie-
rungsansätze. Einmal mit dem Gesetzesentwurf
Klimaschutz insbesondere die klimagerechte
Stadtentwicklung zu fördern. Dann gibt es den
Vorschlag Klimaschutz und Klimaanpassung,
was es noch deutlicher macht. Und dann gibt es
jetzt – ich glaube es ist von den Ländern einge-
bracht worden – nochmal Klimaschutz, insbe-
sondere die klimagerechte städtebauliche Ent-
wicklung zu fördern. Meine Frage an Sie: Wie
schätzen Sie es ein, wie erreichen wir da
Rechtssicherheit, um wirklich auch den Kom-
munen ein hilfreiches Instrument zu geben? Die
zweite Frage ist, da geht es darum, Energie-
kennwerte in Bebauungsplänen einzutragen. Da
waren zwar hier schon ein paar Äußerungen zu.
Für uns wäre das natürlich sehr wichtig, über die
jetzigen Grundlagen hinauszudenken, gerade
weil es darum geht, den Kommunen ein Instru-
ment an die Hand zu geben. Also über die EnEV,
über die Voraussetzung die wir jetzt schon ha-
ben. Denn wir haben nun auch schon einige
Kommunen, die Klimaschutzkommunen sein
wollen, die CO2-neutral sein wollen – dass etwa
in bestimmten Gebiete – die sie vorher festlegen
– höhere Energiekennwerte festgelegt werden,
vor allem natürlich in der Altbausubstanz, um

hier ihre ambitionierten Ziele auch wirklich zu
untermauern und auch Steuerungsmöglichkeiten
zu haben. Führt das, wenn man das denn so
machen würde, wirklich zu dem, was teilweise in
der Presse debattiert wird zu den Zwängen, dass
einzelne Hausbesitzer über ihre Verhältnisse zu
irgend etwas gezwungen werden?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Wickel.

Prof. Dr. Martin Wickel (HafenCity University
Hamburg, Urban Planning and REAP): Zur
ersten Frage und der Formulierung mit Klima-
schutz im § 1 Abs. 5 BauGB. Ich erläutere mal,
woher meine grundsätzlichen Bedenken kom-
men, zu der Formulierung, die wir jetzt im Gesetz
haben. Im § 1 Abs. 5 Satz 2 findet sich ja der
Klimaschutz bereits erwähnt. Der unvoreinge-
nommene Leser könnte den Eindruck haben,
dass das bereits ein wichtiges Ziel des Städte-
baurechts ist. Aber für mich – etwas überra-
schend, es kommt ein bisschen auf die Lesart an
– hat sich in der Folge der Novellierung im Jahre
2004 eine lange Diskussion darüber entspon-
nen, was denn nun tatsächlich mit Klimaschutz
an dieser Stelle gemeint ist und unter welchen
Bedingungen er denn tatsächlich in der Bauleit-
planung eine Rolle spielen kann. Das Problem
ist, die Rechtsprechung hat da bislang keine
Position gefunden, die verbindlich wäre. Die
Literatur und Wissenschaft ist sich nicht einig.
Wobei es inzwischen in der Tendenz, das kann
man wohl sagen, etwas klimaschutzfreundlicher
wird. Aber das ist natürlich alles weit entfernt von
einer Rechtssicherheit, die die Kommunen gerne
hätten. Das ist der Ausgangspunkt, und des-
wegen bin ich bei allen Formulierungen, die jetzt
ins Gesetz kommen extrem aufmerksam, ob
damit auch wirklich sichergestellt ist, dass jetzt
Klimaschutz – und zwar ich denke vor allen
Dingen an den globalen Klimaschutz – als
städtebauliches Erfordernis anerkannt werden
kann. Ich halte das bei dem § 1 Abs. 5 BauGB
jetzt für gesichert, wobei die Formulierung tat-
sächlich etwas gewöhnungsbedürftig ist. Denn
unter dem Begriff des Klimaschutzes werden hier
sowohl Maßnahmen verarbeitet, die dem Kli-
mawandel entgegenwirken, also vor allen Din-
gen die Vermeidung des Ausstoßes von CO2 und
anderen Treibhausgasen; daneben wird aber
auch die Klimaanpassung unter dem Begriff des
Klimaschutzes gefasst. Und das halte ich für
einen Bruch mit dem normalen Gebrauch des
Begriffs Klimaschutz. Er kommt aus dem Rau-
mordnungsgesetz, dort wurde er so schon ver-
wendet; aber ich halte es jedenfalls mindestens
für erklärungsbedürftig. Also man hat hier schon
eine Unsicherheit; die wird noch etwas größer
dadurch, dass wenn man allgemein über Kli-
maschutz redet, häufig auch der lokale Klima-
schutz einbezogen wird. Da ist vor allen Dingen
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an Hitzeinseln und Ähnliches zu denken. Das ist
ein Aspekt, der bei der Klimaanpassung eine
Rolle spielt – aber auch beim Klimaschutz, aber
der wird jetzt im Sinne von lokalem Klimaschutz
diskutiert. Sie sehen schon, es ist eine gewisse
heillose Verwirrung mit den Begriffen und da
wäre es mir an der Stelle lieber, es würde ganz
klar definiert und auch mit dem üblichen
Sprachgebrauch aufgeschrieben, was dort ge-
meint ist. Im Augenblick ist für mich jedenfalls
ganz klar, dass vor allen Dingen der globale
Klimaschutz Einzug findet. Ich hebe das mit dem
globalen Klimaschutz übrigens deshalb so her-
vor, weil ich mir bei der Klimaanpassung keine
Gedanken mache. Das ist sowieso schon ein
städtebauliches Erfordernis ist. Ansonsten findet
sich das nochmal wieder in § 1a Abs. 5 BauGB –
die Begriffe Klimaschutz und Anpassung, kli-
magerechte städtebauliche Entwicklung bzw.
klimagerechte Stadtentwicklung. Ich finde, das
ist jetzt insgesamt, wenn man das Gesamtge-
bilde betrachtet, klar, dass dort Klimaschutz auch
betrieben werden kann. Da hätte ich bei der
Fassung des Gesetzentwurfs keine Bedenken.
Außer dass es, wie gesagt, in der Praxis tat-
sächlich zu Unsicherheiten führen mag, wie denn
nun der Begriff Klimaschutz wieder zu verstehen
ist.

Dann zu den Energiekennwerte. Es ist ja jetzt
mehrfach schon angeklungen, ich würde hier an
dieser Stelle dem Fachrecht vielleicht nicht ganz
so sehr vertrauen, wie die meisten anderen
Redner. Ich denke hier aber auch vor allen
Dingen an Situationen, in den Gemeinden wirk-
lich mit Blick auf lokale Besonderheiten andere
Standards einführen können. Das kann zum
Beispiel eine besondere Lagegunst sein. Man
hat eine bestimmte günstige Lage innerhalb der
Gemeinde, die sowieso sehr energieeffizient ist
oder man hat eine bestimmte Energie vor Ort, die
man dort verwenden kann, sodass man vielleicht
klimafreundlicher wird, wenn man die Vorgaben
der EnEV dort ein wenig flexibilisiert. Ich kann
mir aber auch zum Beispiel vorstellen, dass man
durchaus auch Kosten- und soziale Gesichts-
punkte einbezieht. Die EnEV ist eine Regelung,
die unterschiedslos auf alle Neubauten und auch
Bestandsgebäude in bestimmten Situationen
Anwendung findet. Das gilt zum Beispiel dann für
den sozialen Wohnungsbau. Das mag aber auch
zum Beispiel für bestimmte Luxusbereiche gel-
ten. Ich könnte mir auch vorstellen, dass man in
bestimmten Bereichen, wo man weiß, es wird
sowieso sehr teuer gebaut und am Ende auch
verkauft, dass man dort zum Beispiel – da ist
ohnehin schon sehr viel eingepreist – auch im
Bereich der Energiestandards weitergeht als
man das zum Beispiel im sozialen Wohnungsbau
täte. Das sind die lokalen Besonderheiten auf die
man, glaube ich, Rücksicht nehmen könnte, die

man noch mitbedenken könnte. Und das kann
natürlich die EnEV als bundeseinheitliche Ver-
ordnung nicht leisten. Das kann wirklich nur die
Gemeinde tun, die vor Ort den Einzelfall im Blick
hat. Da ist es gut, dass die Bauleitplanung vor
Ort schaut, was geht.

Was Zwänge betrifft, da muss man immer eines
sehen: die Bauleitplanung unterliegt dem
Grundsatz der Abwägung. D.h. ich muss ab-
wägen, muss dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit genüge tun. Hier wird natürlich von
niemanden irgend etwas verlangt werden kön-
nen, was er nicht leisten kann. Verhältnismä-
ßigkeit stelle ich vor allen Dingen darüber her,
dass ich lange Übergangsfristen habe und Här-
teklauseln einbaue. Und wie gesagt, die Ge-
meinden sind hier durchaus in der Lage, den
Einzelfall auch in den Blick zu nehmen. Also ich
glaube, dass hier keine Angst bestehen sollte,
dass hier einzelne Grundstückseigentümer zu
etwas gezwungen werden, was sie dann letztlich
nicht leisten können. Das kann man mit ganz
vielen anderen Festsetzungsmöglichkeiten in
der Bauleitplanung genauso tun. Abgesehen
davon, dass man natürlich auch immer sehen
muss: Bauleitpläne – gerade wenn es um den
Bestand geht – haben ja sowieso nur eine sehr
beschränkte Wirkungsweise. Wenn man dann
den § 29 BauGB sieht, dann stellt man fest,
Bauleitpläne spielen vor allen Dingen dann eine
Rolle, wenn eine Anlage errichtet oder geändert
wird. Das sind aber sowieso Situationen, in
denen der Eigentümer Investitionen vornehmen
muss, in denen er Geld in die Hand nehmen
muss. Und da können sich dann halt auch solche
Investitionen anders darstellen, weil sie nicht
mehr ganz so schwer wiegen.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Wickel! Erste
Runde durch. Von der CDU/CSU-Fraktion keine
Meldung? Dann hat als nächstes der Herr Ha-
cker das Wort.

Abg. Hans-Joachim Hacker: Vielen Dank, Herr
Vorsitzender. Ich habe eine technische Frage,
die ich gern an Herrn Prof. Reidt richten würde.
Wir haben ja hier heute auch das Thema So-
laranlagen behandelt und die Notwendigkeit der
Umformulierung von zulässigerweise genutzter
Gebäude anstelle von errichteter Gebäude
festgestellt. Ich glaube, da gibt es wohl weitest-
gehend auch eine Übereinstimmung, dass man
das so machen sollte. Das habe ich aus den
Stellungnahmen der anwesenden Sachverstän-
digen entnommen, aber auch aus Stellungnah-
men von Verbänden. Ich glaube das ist nicht
mehr strittig, wenn denn die Koalitionsfraktionen
da auch Änderungsbedarf sehen und einen
kleinen entsprechenden Auftrag erteilen.…
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Abg. Peter Götz: Wir wollen jetzt nicht vorgrei-
fen, aber ich denke, wir machen das so.

Abg. Hans-Joachim Hacker: Ich würde gerne
noch eine technische Frage dort anhängen. Ich
weiß nicht, welcher Verband das war, aber von
einem kam der Vorschlag, zu prüfen statt Ge-
bäude bauliche Anlagen zu definieren, am Bei-
spiel Siloanlagen. Oder könnten noch andere
Anlagen dort erfasst sein? Ich bin da nicht der
große Experte. Herr Prof. Reidt, könnten Sie sich
der Auffassung dieses Verbandes anschließen?
Dass man statt in zulässiger Weise genutzte
Gebäude jetzt Anlagen sagt. Die zweite Frage ist
eigentlich eine Grundsatzfrage, die hätte man
eigentlich zu Beginn der ganzen Diskussion
stellen sollen. Der Ausstieg aus der Atomenergie
muss sich ja im Grunde genommen auch im
Baugesetzbuch niederschlagen. Jedenfalls die-
ser politische Wille, wenn er denn ernst gemeint
ist. Ich beziehe mich jetzt mal ganz konkret auf
die Privilegierung der Regelung zur Nutzung von
Kernenergie zu friedlichen Zwecken im Außen-
bereich, also § 35 Abs. 1 Ziff. 7 BauGB. Diese
Frage würde ich gern an Sie, Herr Dr. Bunzel,
stellen. Diese privilegierende Regelung im § 35
Abs. 1 Ziff. 7, was die Nutzung der Kernenergie
angeht für wirtschaftliche Zwecke – steht nicht
drin – aber das ist damit gemeint. Ich meine hier
ausdrücklich nicht Forschungsfragen. Müssten
wir hier doch zu einer neuen Definition kommen,
weil sonst der Ausstieg aus der Atomenergie im
Sinne der Nutzung der Kernenergie für den
wirtschaftlichen Bereich im Baugesetzbuch nicht
vollzogen wird. Ich glaube, hier gibt es auch noch
einen Querverweis zum Atomgesetz. Ich hoffe,
meine Frage ist deutlich geworden, Herr Dr.
Bunzel? Dankeschön!

Vorsitzender: Herr Reidt, bitte!

Prof. Dr. Olaf Reidt (Fachanwalt für Verwal-
tungsrecht): Herr Hacker, ich kann mich der
Stellungnahme deswegen schon anschließen,
weil ich sie mit verfasst habe. Ich will das aber
gerne – sie stammt ja von der Deutschen Aka-
demie für Städtebau und Landesplanung – auch
nochmal erläutern. Ich glaube ein Punkt ist si-
cherlich wichtig und das kam vorhin schon zur
Sprache. Nach meinem Verständnis sollte es
nicht so sein, dass ein Gebäude nur deshalb im
Außenbereich gebaut wird, um überhaupt So-
larenergie dort anbringen zu können. Und es
sollten auch keine brach gefallenen Gebäude –
alte Scheunen oder ähnliches – einfach mit
Fotovoltaikanlagen auf den Dächern wieder in
Nutzung gebracht werden. Das sollte man si-
cherlich vermeiden, einfach um den Außenbe-
reich auch entsprechend zu schonen. Aber bei
den baulichen Anlagen – ich benutze ganz be-
wusst den Begriff –, die dort legal vorhanden

sind, sollte man aus meiner Sicht die Möglichkeit
haben, Fotovoltaik anzubringen. Das sind häufig
Gebäude – Sie haben es völlig zu Recht ange-
sprochen – es gibt eine Reihe von baulichen
Anlagen, die sich dafür auch anbieten, die aber
im Rechtssinne keine Gebäude sind. Siloanla-
gen oder ähnliches sind ein Beispiel dafür. Da
wird es sicherlich viele Anlagen geben, bei de-
nen das aus technischen Gründen oder sonsti-
gen Gründen nicht geht. Aber da wo es geht,
würde ich keinen Grund dafür sehen, dass man
das auf Gebäude beschränkt und nicht andere
Anlagen mit einbezieht. Zumal es dann wieder
eine Diskussion auch im Gesetzesvollzug gibt,
was Gebäude sind, was bauliche Anlagen sind.
Denn der Begriff ist im Baugesetzbuch als sol-
cher nicht definiert. Deswegen erscheint mir das
sinnvoll, dass insoweit ein Stück weit auszu-
dehnen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Bunzel.

Dr. Arno Bunzel (Deutsches Institut für Ur-
banistik): Es ist richtig, § 35 Abs. 1 Ziff. 7 BauGB
sieht eine Privilegierung für die wirtschaftliche
Nutzung von Kernenergie im Außenbereich vor.
Das war auch immer sinnvoll und richtig, weil
natürlich solche Anlagen, wenn sie überhaupt
zugelassen werden, dann im Außenbereich
unterzubringen waren. Die Frage, ob nun zwin-
gend der geplante Atomausstieg dazu führen
muss, diese Vorschrift herauszunehmen, ist aus
meiner Sicht eher kosmetischer Natur. Weil
letztendlich ohne den politischen Willen, solche
Anlagen zu betreiben, solche Anlagen auch nicht
mehr errichtet werden. Man braucht den Privile-
gierungstatbestand nicht. Es wäre ein Aufräu-
men. Es ist rechtlich aus meiner Sicht nicht
zwingend notwendig es aufzuheben. Es spricht
aber auch nichts dagegen, die Vorschrift
schlichtweg aufzuheben. Eine friedliche Nutzung
zu Forschungszwecken wird man wahrscheinlich
weiterhin zulassen müssen und nur die Nutzung
der Kernenergie zu wirtschaftlichen Zwecken
wird man herausnehmen können. Da spricht aus
meiner Sicht nichts dagegen. Aber es ist auch
nicht zwingend erforderlich.

Vorsitzender: Vielen Dank! Dann habe ich als
einzige weitere Wortmeldung Frau Herlitzius.
Habe ich jemanden übersehen? Nein, offenbar
nicht. Frau Herlitzius!

Abg. Bettina Herlitzius: Ich habe eine Nach-
frage zu der Umweltprüfung nach § 13a BauGB,
bzw. die ja gerade in diesem beschleunigten
Verfahren nicht mehr vorgesehen ist. Jetzt
müssen wir aber feststellen, dass fast 50 Prozent
der Genehmigungsverfahren in Entwicklungs-
bebauungspläne Verfahren sind, wo es teilweise
um bis zu 7 Hektar-Flächen geht. Wir wollen
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natürlich die Innenentwicklung haben, auch wir
Grüne wollen die haben. Über den Sinn einer
vertieften Umweltplanung, da gebe ich Ihnen
Recht, kann man wirklich nachdenken. Aber was
uns natürlich sehr wichtig wäre, ob man nicht in
diesen Verfahren über eine wirklich eingegrenzte
Klimaprüfung nachdenkt. Denn gerade im In-
nenbereich sind natürlich das lokale Klima, In-
nenstadtentwicklung, Kaltluftschneisen, Grün-
züge sehr wichtig. Da kann ich mit einem Ge-
bäuderiegel schon mal komplett eine Schneise
zerstören. Insofern ist für uns an dieser Stelle die
Frage, ob hier nicht ergänzend statt der Um-
weltprüfung wenigstens eine gezielte Klimaprü-
fung eingeführt wird, um den Kommunen da
auch ein bisschen auf die Finger zu klopfen. Ich
kenne Debatten seit 20, 30 Jahren, wo man sich
für diese Luftschneisen in den Innenstadtent-
wicklungen überhaupt nicht interessiert hat. Wir
haben Temperaturgefälle von bis zu 10 Grad
zwischen Innenstadt und Außenrandgebieten
und das macht sich bei den steigenden Tem-
peraturen, die wir ja nun mal haben – auch wenn
es langsam geht –, teilweise sehr stark be-
merkbar. Das wäre aus unserer Sicht durchaus
wichtig. Weil wie gesagt, es sind unheimlich viele
Verfahren, die jetzt über das vereinfachte Ge-
nehmigungsverfahren abgewickelt werden. Das
wäre meine Frage an Prof. Wickel. Die zweite
Frage, da geht es nochmal um Klimaschutz,
Stadt der kurzen Wege. Das ist zwar von der
Koalition jetzt rausgenommen aus der vorge-
zogenen Novelle. Es gehört aber für uns natür-
lich in eine Klimastadt hinein. Und da nochmal
die Frage an Herr Portz: Wie weit sehen Sie da
die Notwendigkeit von Seiten der kommunalen
Spitzenverbände, dass man hier die Stadtent-
wicklung ein Stück ganzheitlich sieht und dass
man auch bei dieser vorgezogenen Novelle
diesen Bereich „Stadt der kurzen Wege“ – also
klimagerechter Verkehr – stärker involviert.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Wickel.

Prof. Dr. jur. Martin Wickel (HafenCity Uni-
versity Hamburg, Urban Planning and REAP):
Zum Bebauungsplan der Innenentwicklung und
dem beschleunigten Verfahren nach § 13a
BauGB. Das ist ja ein Punkt, der ja im zweiten
Teil der Novelle noch kommt. Da kann man dann
wahrscheinlich trefflich drüber streiten. Ich halte
es sozusagen für einen Deal und zwar in dem
Sinne, dass man sagt: O.k., wir wollen etwas für
die Innenentwicklung tun. Innenentwicklung ist
grundsätzlich gut für die Umwelt, weil ich da-
durch Außenbereichsflächen schone. Und um
die Innenentwicklung auf diese Weise anzu-
schieben, erleichtere ich das Aufstellen von
Bebauungsplänen im Innenbereich, wenn be-
stimmte Voraussetzungen erfüllt sind und zwar
durch eine ganze Reihe von verfahrensrechtli-

chen Erleichterungen. Dazu gehört auch der
Wegfall der Umweltprüfung. Das kann man so
machen. Ich will das gar nicht kritisieren. Das ist
– wie gesagt – die zugrundeliegende Idee. Was
man aber vielleicht irgendwann mal machen
sollte, ist zu prüfen, ob das tatsächlich dazu führt,
dass weniger Außenbereichsflächen in An-
spruch genommen werden. Man sollte also die
ganze Regelung evaluieren. Vor allen Dingen vor
dem Hintergrund, dass sich tatsächlich in einigen
Gemeinden dieser Bebauungsplan der Innen-
entwicklung zu so etwas wie dem Standardver-
fahren zu entwickeln scheint. Oder jedenfalls zu
einem Verfahren, was mehr oder weniger
gleichberechtigt neben dem normalen Bauleit-
planverfahren steht. Und das geht schon einher
mit einer ganzen Reihe von Abbau von Partizi-
pationsrechten und – wie gesagt – auch dieser
Umweltprüfung. Aber das will ich an dieser Stelle
gar nicht diskutieren. Mir geht es vor allen Din-
gen hier um die Frage der klimagerechten
Stadtentwicklung. Da hat meines Erachtens der
Bebauungsplan der Innenentwicklung hat ein
ganz besonderes Potenzial. Und zwar in zwei-
erlei Hinsicht. Wenn ich an die Stadt der kurzen
Wege denke, die kompakte Stadt, dann ist das
natürlich ein Thema, was unmittelbar Klima-
schutzimplikationen hat, also im Sinne von glo-
balem Klimaschutz. Das kann sich hier sehr
günstig auswirken, wenn ich das wirklich kon-
sequent betreibe. Das ist der eine Punkt. Auf der
anderen Seite kann sich aber der Bebauungs-
plan der Innenentwicklung auch sehr negativ auf
Klimaanpassungsfragen auswirken, weil häufig
bei Nachverdichtungen zum Beispiel die letzte
Freiräume, die in der Innenstadt noch bestehen,
infrage gestellt werden. Das kann sich unter
Klimaanpassungsgesichtspunkten sehr negativ
auswirken; das merkt man vielleicht gar nicht
sofort. Aber was man irgendwann mal merken
wird, wenn die Temperatur wirklich ansteigt und
die Folgen des Klimawandels noch stärker
spürbar werden. Ich hielte es deshalb für sinn-
voll, an dieser Stelle zumindest eine einge-
grenzte Klimaprüfung durchzuführen und diese
Aspekte in diesen Verfahren doch nochmal
besonders hervorzuheben.

Aber das ist auch ein bisschen eine Philoso-
phiefrage an das Planungsrecht insgesamt. Wie
hält man es mit der Verfahrensgestaltung? Für
wie wichtig hält man die Verfahrensgestaltung?
Ich glaube, dass Verfahrensgestaltung ganz
elementar ist, um auch inhaltliche Ziele zu er-
reichen. Ich würde da nicht immer auf die mate-
riellen Prüfkataloge des Bauplanungsrechts
vertrauen, sondern hier vor allen Dingen die
Verfahrensgestaltung mit in den Blick nehmen.
Eine eingegrenzte Klimaschutzprüfung – man
muss da nicht die ganze Umweltprüfung ma-
chen, das ist dann vielleicht tatsächlich über das
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Ziel hinausgeschossen –, die die Kommunen
jedenfalls zwingt, sich explizit mit den Folgen im
Hinblick auf die klimagerechte Stadtentwicklung
zu beschäftigen, das hielt ich an der Stelle für
sinnvoll. Danke.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Portz!

Nobert Portz (Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender, Frau Herlitzius. Sie haben zu
Recht die Stadt der kurzen Wege erwähnt. Nun
ist meines Erachtens zu Recht die Bauleitpla-
nung das klassische Instrument einer ganzheit-
lichen und ressortübergreifenden Herange-
hensweise. Ich glaube wir streiten gar um das
Ziel, sondern nur um die Frage des Vorgehens.
Also persönlich bin ich nicht der Auffassung,
dass es einen qualitativen Zuwachs bringt, wenn
jetzt noch mehr reingeschrieben wird in das
Gesetz, zumal wenn Sie mal § 1 Abs. 6 Nr. 7 des
BauGB lesen, also einer der vorrangigen Vor-
schriften. Da ist ja faktisch der Umweltbelang von
Buchstabe a bis e schon sehr stark ausgeprägt.
Ich glaube, dass durch die Klimaschutzvorga-
ben, die jetzt zu Recht kommen, in der Tendenz
auch erhöhte Anforderungen gestellt werden.
Das wird dann im Übrigen auch durch Ge-
richtsentscheidungen, das darf man nicht ver-
nachlässigen, unterstützt werden. Da wird sich
faktisch und damit auch rechtlich etwas in Be-
wegung setzen, so dass wir nicht noch zusätzlich
was reinschreiben müssen. Also von daher ist für
mich – ich betone das nochmal – jetzt das Ent-
scheidende der Vollzug. Lasst uns diesen Weg
auch gehen. Und auch mit den von mir ange-
sprochenen Arbeitshilfen, was immer da geht,
Best-Practices-Beispiele. Es bringt nichts, hier
noch mehr reinzuschreiben. Die Personalaus-
dünnung in der Kommune schreitet fort. Die
Finanzsituation ist wie sie ist. Und nachher
kommt es da zu einer Diskrepanz. Das Ziel ist
richtig, die ganzheitlichen Stadtentwicklung, die

Bauleitplanung ein klassisches Instrument dazu.
Aber ich würde jetzt nicht mehr, als schon im
Entwurf enthalten ist, reinschreiben.

Vorsitzender: Ich sagen vielen Dank, Herr
Portz! Ihre Anmerkung wird noch eine Nachfrage
von Frau Herlitzius nach sich ziehen. Aber es
wäre die Einzige in der letzten Runde. Deswegen
schlage ich vor, Sie versuchen es bilateral aus-
zudiskutieren, da in allen anderen Fraktionen
keine weiteren Nachfragen mehr sind. Ich be-
danke mich ganz herzlich bei den Experten für
die engagierten Stellungnahmen. Ich bedanke
mich dafür, dass Sie uns so gelobt haben oder
die Regierung so gelobt haben, dass mal ein
gutes Gesetz gelungen ist. Das ist doch immer
erfreulich. Sonst hört man oft, dass das Parla-
ment zu schludrig arbeitet. Und wir haben jetzt
für Sie alle über eine halbe Stunde Zeit gewon-
nen. Ich wünsche Ihnen einen schönen Tag und
uns eine gute Sitzungswoche.

Ende der Sitzung: 14:45 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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